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1. Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB sowie § 4 und 6 BauNVO))

Allgemeine Wohngebiete

Mischgebiete

2. Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB sowie § 16 bis § 21a BauNVO)

0,4 Grundflächenzahl - als Beispiel

1,2 Geschossflächenzahl - als Beispiel

GF Geschoßfläche in m² als Höchstmaß

III Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß - als Beispiel

IV zwingend zu realisierende Anzahl der Vollgeschosse - als Beispiel

FH zwingend einzuhaltende Firsthöhe in Meter über Normalhöhennull

TH zwingend einzuhaltende Traufhöhe in Meter über Normalhöhennull

OK Attika zwingend einzuhaltende Attikahöhe in Meter über Normalhöhennull

OK GH Oberkante baulicher Anlagen als maximale Gebäudehöhe in Meter über Normalhöhennull

3. Bauweise, Baulinie, Baugrenze

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB sowie §§ 22, 23 BauNVO)

o offene Bauweise

g geschlossene Bauweise

Baulinie

Baugrenze

Luftgeschoss, wird als Vollgeschoss bei der Ermittlung der Anzahl der Vollgeschosse mitgezählt.

4. Verkehrsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 11 und Abs. 3 BauGB)

Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung: M Mischverkehrsfläche (VZ 325/326)

F+R Fuß- und Radweg

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Oberkante ausgebaute Fahrbahn öffentlicher Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 3 BauGB)

5. Flächen für Versorgungsanlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Fläche für eine Trafostation

Fläche für eine Heizzentrale

6. Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Öffentliche Grünfläche 

Zweckbestimmung: Spielplatz

7. Flächen für die Erhaltung sowie zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstige 

Bepflanzungen

(§ 9 Abs. 1 Nrn. 25a und b BauGB)

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Flächen für die Erhaltung sowie zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen 

Erhalt Einzelbaum / Pflanzbindung

8. Sonstige Festsetzungen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

(Begünstigte s. textliche Festsetzungen)

Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

vgl. auch § 8 der textlichen Festsetzungen

Aktive Maßnahme (SSM = Schallschutzmaßnahme) zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen

und Festsetzung verschiedener Höhen der Schallschutzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, von Baugebieten sowie innerhalb eines Baugebietes, oder

Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 4

und § 16 Abs. 5 BauNVO)

zusätzliche textliche Festsetzung und räumliche Zuordnung - als Beispiel

Flächen für Stellplätze, Carports und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

St Stellplätze

Ga Garagen

TGa Tiefgaragen

GMü Gemeinschaftsfläche für Müllbehälter mit Zuordnungspfeil zu den jeweils begünstigten Baufeldern

(§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB)

Umgrenzung der für bauliche Nutzungen vorgesehenen Flächen, deren Böden erheblich mit

umweltgefährdenden Stoffen belastet sind (§ 9 Abs. 5 BauGB)

zukünftige Geländeoberkante in Metern über Normalhöhennull (§ 9 Abs. 3 BauGB) (als Beispiel)

Festsetzungen auf der Grundlage der Landesbauordnung (BauO NRW)
(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 86 der BauO NRW vom 01.03.2000 
(GV NRW S. 256, SGV. NRW 232))
(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 86 der Landesbauordnung (BauO NRW)

PD Pultdach - zulässige Dachneigung max. 15°

FD Flachdach - zulässige Dachneigung max. 10°

WD Walmdach

Firstrichtung

9. Sonstige Darstellungen und nachrichtliche Übernahmen
Flurstücksgrenze

65 Flurstücksnummer

Bestandsgebäude

Vorhandene Baumbestände

Vermaßung

Bemaßung Straßenradien

Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale), die dem Denkmalschutz unterliegen

derzeitige Geländeoberkante in Metern über Normalhöhennull (als Beispiel)

Verkehrsbegleitgrün

geplante Fahrbahnaufteilung

Abstandslinie zu Gleis 1 (Bahnerschütterungen)

Blindgängerverdachtspunkt sowie Verdachtspunktnummer

geplante Fußgängerquerung Heiliger Weg

WA

MI

10m

R 8m

D

I Festsetzungen nach dem Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634 / FNA 
213-1) und nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom
21. November 2017 (BGBl. I S. 3786 / FNA 213-1-2)

105.24

5

V

A

SSM2 SSM1

B

x   105,80 m ü NHN

GOK 106,0
m ü NHN

C D

Hierzu sind geeignete und in einschlägigen Veröffentlichungen empfohlene Materialien und Muster zu verwenden
(u. a. BUND 2017: Vogelschlag an Glas; SCHMID et al. 2012: Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht). Die
konkrete Gestaltung ist im Baugenehmigungsverfahren mit der Unteren Naturschutzbehörde des Umweltamtes der
Stadt Dortmund abzustimmen. Die genannten Publikationen sind im Internet erhältlich sowie im Stadtplanungs-
und Bauordnungsamt und im Umweltamt der Stadt Dortmund einsehbar.

Blindgängereinschlagstellen
Im Rahmen einer Luftbildauswertung der Bezirksregierung Arnsberg zur Kampfmittelbelastung des Plangebiets
sind sechs vermutliche Blindgängereinschlagstellen festgestellt worden. Die Verdachtsbereiche sind jeweils mit
der Signatur   in einem 20-Meter-Radius markiert. Die Verdachtsflächen sind vor Beginn von Bau- und
Erdbewegungsmaßnahmen durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst der Bezirksregierung Arnsberg zu über-
prüfen. Die Anträge für den Einsatz des Kampfmittelbeseitigungsdienstes sind vom Träger der Baumaßnahme
rechtzeitig vor Baubeginn bei der Stadt Dortmund, Ordnungsamt – Allgemeine Gefahrenabwehr, Olpe 1 
(Tel. 0231 / 50-25219 oder 50-25955), zu stellen.

Überflutungsschutz in Böschungsnähe
Für alle Bauvorhaben in den mit der Ziffer gekennzeichneten Baugebieten ist im Baugeneh-
migungsverfahren unabhängig von der zu versiegelnden Grundstücksgröße eine Überflutungsprüfung gemäß
DIN 1986 - 100 durchzuführen und nachzuweisen. Darüber hinaus ist im Baugenehmigungsverfahren nach-
zuweisen, dass auch bei Starkregenereignissen kein Niederschlagsabfluss von den Grundstücken über die
nördlich angrenzende und mit der Ziffer  gekennzeichneten Böschung zu den tiefer gelegenen
Grundstücken erfolgt. Gegebenenfalls erforderliche Maßnahmen sind frühzeitig und einvernehmlich mit dem
Eigenbetrieb Stadtentwässerung der Stadt Dortmund abzustimmen.

Standfestigkeit der Böschung
Bei allen Baumaßnahmen in den mit der Ziffer gekennzeichneten Baugebieten ist die DIN 4084 (Böschungs-

 und Geländebruchsicherheit) zu beachten. Für Baumaßnahmen und Bauvorhaben in den gekennzeichneten
Baugebieten ist im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis zu erbringen, dass keine zusätzlichen Lasten auf
die mit der Ziffer gekennzeichnete Böschung einwirken und deren Standfestigkeit sichergestellt wird. Bereits
vorhandene böschungssichernde Stützwände dürfen erst nach Setzen eines entsprechenden Verbaus rückgebaut
werden bzw. sind unterhalb der Böschungskrone zu erhalten. Sowohl für das Einbringen von Verbaumaßnahmen
als auch die Errichtung von sonstigen lastabtragenden Baukörpern sind erschütterungsarme Bauverfahren zu
wählen. Die Andeckung des Bodens in den Gartenflächen der gekennzeichneten Baugebiete ist so vorzunehmen,
dass die Böschung und die Kronenbereiche der in der Böschung stehenden Bäume zuzüglich eines 1,5 m breiten
Schutzabstandes von Bodenauftrag freigehalten werden. Der Bodenauftrag hat nach dem Regelwerk "Erdbau"
lastfrei für die Böschung zu erfolgen. Die Vorgaben der DIN 18920 "Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" sowie der RAS-LP4 sind zu beachten. Die Verkehrssicherheit der in der
Böschung stehenden Bäume ist mindestens 1 x pro Jahr gemäß der FLL-Baumrichtlinien zu kontrollieren.

V Hinweise für den gesamten Planbereich
1 Erdarbeiten, Bodenbewegungen, Bodenaushub

Sollten sich bei Erdarbeiten, Bodenbewegungen oder ähnlichen Maßnahmen Anhaltspunkte für das Vorliegen 
einer bisher nicht erkannten Altlast oder weiterer schädlicher Bodenveränderung ergeben, so sind diese gemäß 
der Mitteilungspflicht nach § 2 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz NW (LBodSchG) vom 09.05.2000 i. V. m. 
§§ 4 und 6 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17.03.1998 unverzüglich dem Umweltamt der Stadt
Dortmund als Untere Bodenschutzbehörde mitzuteilen. In einem solchen Fall kann die zuständige Fachbehörde
weiterreichende Schutz-, Sicherheits- oder Sanierungsmaßnahmen fordern.

2 Baumschutzsatzung
Soweit keine anderen Regelungen getroffen werden, gelten für den vorhandenen Baumbestand die Bestim-
mungen der Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Dortmund in der jeweils gültigen Fassung.

3 Nutzung der Erdwärme
Eine etwaige Erdwärmenutzung durch Geothermie bedarf einer gesonderten wasserrechtlichen Erlaubnis oder
eines bergrechtlichen Betriebsplans.

4 Kampfmittel
Das Plangebiet befindet sich teilweise in einem starken Bombenabwurfgebiet. Aus diesem Grund hat der Kampf-
mittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe (Bezirksregierung Arnsberg) eine Luftbildauswertung vorgenommen. 
Dabei wurden sechs vor Bau- oder Erdbewegungsmaßnahmen zu überprüfende Blindgängereinschlagstellen
festgestellt (s. Hinweis für Teilgebiete). Da weitere Kampfmittelvorkommen nicht ausgeschlossen werden können
ist Folgendes zu beachten:
- Vor Beginn von Bau- oder Erdbewegungsmaßnahmen ist das Absuchen der Flächen für eine Bebauung oder
  Erdbewegung und der Baugruben durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe durchzuführen.
- Vor Ramm- oder Bohrarbeiten mit schwerem Gerät sind Sondierbohrungen durch den Kampfmittelbeseitigungs-
  dienst Westfalen-Lippe durchzuführen.
- Aufgrund der erkennbaren Kriegsbeeinflussung ist für Untergrunderkundungen und Spezialtiefbauarbeiten die

   Anwendung der Anlage 1 der Technischen Verwaltungsvorschrift für die Kampfmittelbeseitigung (TVV
  KpfMiBesNRW) für Baugrundeingriffe auf Flächen mit Kampfmittelverdacht ohne konkrete Gefahr erforderlich.
Die Anfrage zur Detektion von Flächen muss durch das Ordnungsamt der Stadt Dortmund (s. u.) beim
Kampfmittelbeseitigungsdienst mindestens 10 Werktage vor dem gewünschten Termin erfolgen. Weist bei
Durchführung von Erdarbeiten der Bodenaushub auf eine außergewöhnliche Verfärbung hin oder werden
verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und der Kampfmittelbeseitigungsdienst
der Bezirksregierung Arnsberg durch das Ordnungsamt der Stadt Dortmund - Allgemeine Gefahrenabwehr, 
Olpe 1 (Tel. 0231 / 50-25219, -25955) - oder die Polizei zu verständigen.

5 Bodeneingriffe und Meldepflicht von Bodenfunden nach Denkmalschutzgesetz
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und / oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauern,
alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit,
Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und / oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit)
entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt Dortmund als Unterer Denkmalbehörde
(Tel 0231 – 5024299 oder 5024560, Fax 0231 -5026730) und / oder dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe
(LWL) - Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel. 02761 - 93750, Fax 02761 - 937520) unverzüglich
anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§ 15
und § 16 Denkmalschutzgesetz NRW (DSchG NRW)), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden
freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, aus-
zuwerten und für wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NRW).

6 Methanausgasungen
Die Karte der potentiellen Methanausgasungen im Stadtgebiet Dortmund (Stand Februar 2000) unterteilt das
Stadtgebiet in mehrere Bereiche hinsichtlich der Austrittswahrscheinlichkeit. Das Plangebiet liegt in Zone 2
dieser Karte. Danach sind Methangasaustritte "hinreichend wahrscheinlich", konkrete Austritte aber nicht
bekannt. Im bauordnungsrechtlichen Prüfverfahren ist darauf hinzuweisen, dass vom Umweltamt unter ge-
planten Gebäuden eine passive Gasflächendränage oder ein vergleichbares Sicherungssystem empfohlen wird.

7 DIN-Normen
Die im Zusammenhang mit den Festsetzungen des Bebauungsplans genannten DIN-Normblätter können beim
Stadtplanungs- und Bauordnungsamt der Stadt Dortmund eingesehen werden.

8 Begrünungsmaßnahmen nach anerkanntem Stand der Technik
Hinsichtlich der Dachbegrünung wird auf die FLL-Richtlinie zur Dachbegrünung in der jeweils gültigen Fassung
verwiesen. Hinsichtlich der Pflanzung von Bäumen wird auf die FLL-Richtlinien "Empfehlungen für Baumpflanz-
ungen", Teile 1 und 2, in der jeweils gültigen Fassung sowie auf die DIN-Normen 18915 und 18916 verwiesen. Bei
der Stellplatz- und Straßenbegrünung ist ein geeignetes Pflanzsubstrat gemäß der Festlegungen der FLL 
(Forschungsgesellschaft Landesentwicklung Landschaftsbau e.V.) einzubauen. Die Dachbegrünung ist nach den
Qualitätskriterien der FLL-Dachbegrünungsrichtlinie (www.fll.de) durchzuführen. Die festgesetzte mindestens
8 cm starke Magersubstratauflage muss den Abflussbeiwert C von 0,5 gemäß der FLL-Richtlinie erzielen.

9 Dachbegrünung und Photovoltaik
Anlagen zur Photovoltaik auf Flachdächern oder Pultdächern sind zusätzlich zu der festgesetzten Dachbegrünung

 zulässig. Um eine flächige, extensive Dachbegrünung technisch-rechtlich zu ermöglichen, ist die Photovoltaik-
Anlage aufzuständern. Eine Kombination von Dachbegrünung und Photovoltaik-Anlage ist brandschutzbezogen

 begrüßenswert. Zudem wirkt sich der lokale Kühleffekt der Bepflanzung positiv auf die Produktivität der 
Photovoltaik-Anlage aus.

10 Klimaschutz und Klimaanpassung
Im Plangebiet insgesamt und insbesondere in den Baugebieten entlang der geplanten Lärmschutzwand können
gemäß dem Lokalklimatischen Gutachten (simuPLAN 2017) an sonnigen Sommertagen sehr hohe gefühlte
Temperaturen erreicht werden. Zur Minderung der Aufheizung von Gebäuden und Außenflächen tragen neben den
im Bebauungsplan verbindlich festgesetzten Maßnahmen (wie z. B. Dachbegrünung) u. a. folgende weitere
Maßnahmen und Gestaltungsgrundsätze bei:
- helle Fassadenanstriche oder die Bepflanzung von Gebäudefassaden (Fassadenbegrünung) zur Minderung 
  der Aufheizung von Gebäuden,
- Baumpflanzungen zur gezielten Verschattung von Außenwohnflächen, versiegelten Flächen sowie
  Gebäudefassaden,
- Außenwohnbereiche sollten einen möglichst geringen Versiegelungsgrad aufweisen und bepflanzt werden,
- offene Carports anstelle von Garagen können zu einer besseren Durchlüftung beitragen.

11 Bauvorsorge Überflutungsschutz
Zum vorsorglichen Schutz vor Schäden durch Oberflächenabflüsse von Niederschlagswasser bei Starkregen-
ereignissen werden folgende Maßnahmen zur Bauvorsorge empfohlen: Hinsichtlich der Baugrundstücke sind alle
Öffnungen der Baukörper, wie z. B. Hauseingänge, Kellerlichtschächte, Treppen zum Keller und der Terrassen-
zugang, 20 cm höher als die Höhenangabe der Straßenhöhenauskunft für das betroffene Grundstück anzuordnen.
Ebenso sind die Zuwegungen zu Haus und die Zufahrten zu (Tief-)Garagen gegenüber dem Straßenniveau um
8 cm zu erhöhen. Zur Erhöhung des Überflutungsschutzes sind an Tiefpunkten im Gelände weitere Objektschutz-
einrichtungen (wie z. B. mobile Barrieresysteme) bei gemeinschaftlichen Tiefgaragen zu empfehlen.

Für Einzelbauvorhaben, die eine versiegelte Grundstücksgröße > 800 m² aufweisen, ist eine Überflutungsprü-
fung gemäß DIN1986 - 100 durchzuführen und im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. Der Eigenbetrieb
Stadtentwässerung der Stadt Dortmund kann im Bedarfsfall auch bei kleineren zu versiegelnden Grundstücks-
größen eine Überflutungsprüfung einfordern (siehe IV Hinweise für Teilgebiete). Gegebenenfalls erforderliche
Maßnahmen sind frühzeitig und einvernehmlich mit dem Eigenbetrieb Stadtentwässerung der Stadt Dortmund
abzustimmen. Es wird darauf hingewiesen, dass die Nutzung von auf den privaten Grundstücken anfallendem
so genannten Grauwasser ein ökologisch und ökonomisch sinnvoller Umgang mit der Ressource Wasser ist.

12 Artenschutz
Sollte im Zuge der Realisierung der Festsetzungen des Bebauungsplans festgestellt werden, dass besonders
oder streng geschützte Arten betroffen sind, so ist nach den artenschutzrechtlichen Vorschriften gemäß der 
§§ 44 und 45 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu verfahren. In diesem Fall sind durch einen Gutachter
Maßnahmen zu entwickeln, die das Auslösen von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG vermeiden. Des
Weiteren sind Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen gemäß artenschutzrechtlicher Relevanzprüfung zu
berücksichtigen, wie z. B. eine Bauzeitenregelung und die Minimierung des Baulärms. Notwendige Gehölz-
entnahmen sind entsprechend den Vorgaben des § 39 Abs. 5 BNatSchG nur in der zeit vom 1.10 bis zum 28.2
des Jahres gestattet. Unberührt davon bleiben schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des
Zuwachses der Pflanzen.
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9.2 Stellplatzbegrünung
Stellplatzanlagen mit mehr als 4 Stellplätzen sind durch Pflanzflächen so zu gliedern, dass für je 4 Stellplätze 
ein Baum gepflanzt wird. Innerhalb der Stellplatzanlage sind großkronige, standortgerechte Laubbäume als
Hochstamm mit einem Anpflanzstammumfang von 18 - 20 cm, gemessen in 1 m Höhe, anzupflanzen. 
Die offene oder mit einem dauerhaft luft- und wasserdurchlässigen Belag versehene Fläche muss mindestens 8 m²
betragen. Pro Baum ist ein durchwurzelbarer Raum von mindestens 12 m³ mit Substrat gemäß den Festlegungen

 der Forschungsgesellschaft Landesentwicklung Landschaftsbau e. V. (FLL) herzustellen. Die jeweiligen Pflanz-
flächen sind mit bodendeckender Vegetation aus standortgerechten Stauden oder Gehölzen oder mit Einsaat von
Gräsern und Kräutern anzulegen. Die Bepflanzung ist fachgerecht durchzuführen und dauerhaft zu erhalten.

9.3 Anpflanzen von Straßenbäumen
Im Straßenraum ist je vier öffentliche Stellplätze ein standortgerechter Laubbaum als Hochstamm mit einem
Anpflanzstammumfang von 18-20 cm gemessen in 1 m Höhe anzupflanzen. Die offene oder mit einem dauerhaft
luft- und wasserdurchlässigen Belag versehene Pflanzfläche muss mindestens 8 m² groß sein. Pro Baum ist ein
durchwurzelbarer Raum von mindestens 12 m³ mit Substrat gemäß den Festlegungen der Forschungs-
gesellschaft Landesentwicklung Landschaftsbau e. V. (FLL) herzustellen. Die jeweiligen Pflanzflächen sind mit
bodendeckender Vegetation aus standortgerechten Stauden oder Gehölzen oder mit Einsaat von Gräsern und
Kräutern anzulegen.

Ausnahmsweise ist auch eine maximal 2 m² große Teilüberdeckung der Baumscheiben zulässig, wenn diese aus
funktionalen Gründen erforderlich ist und der langfristige Erhalt der Bäume sowie eine gute Belüftung und
Wasserversorgung des Wurzelbereiches durch geeignete technische Maßnahmen gewährleistet wird und das
Volumen des oben angegebenen durchwurzelbaren Raumes eingehalten wird. Ein ausreichender Anfahrschutz
der Baumstämme ist dauerhaft zu gewährleisten. 

9.4 Dachbegrünung
Die Flach- und Pultdächer der Gebäude mit maximal 15° Neigung sind mindestens extensiv zu begrünen,
dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Aus Gründen einer gesicherten Funktionserfüllung ist eine
mindestens 8 cm starke Magersubstratauflage vorzusehen. Bei einer extensiven Dachbegrünung sind Sedum-
Arten (Sedum-Sprossenansaat) zu verwenden. Dabei müssen 20 % der Dachfläche mit heimischen Wildkräutern
als Topfballen bepflanzt werden. Im Zuge der fachgerechten Pflege ist gegebenenfalls entstehender Gehölz-
aufwuchs zu beseitigen. Belichtungseinrichtungen und technische Dachaufbauten (Aufzugschächte, Kühlungs-

 und Lüftungsbauten, Lichtkuppeln, Kiesstreifen) sind zulässig.

9.5 Begrünung von Tiefgaragen
Die Decken von Tiefgaragen sind bis auf den Anteil notwendiger technischer Einrichtungen und Aufbauten
(Lüftungsschächte, Oberlichter, Erschließung) sowie von Terrassen angrenzender Wohnungen vollflächig 
gärtnerisch anzulegen und intensiv zu begrünen. Hierzu ist auf der Tiefgaragendecke ein Bodenaufbau mit einer
Substratstärke von mindestens 40 cm vorzunehmen und eine Bepflanzung mit Rasen, Stauden und boden-
deckenden Gehölzen anzulegen. Die Bepflanzung ist fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.

9.6 Baumpflanzungen
In den Baugebieten WA2, WA5 und den Teilbaugebieten MI1 und MI4 ist je angefangene 250 m² Außenfläche ein
Laubbaum mit einem Anpflanzstammumfang von 18 - 20 cm, gemessen in 1 m Höhe, zu pflanzen. Dabei muss
die Vegetationsschicht der Baumscheibe 1,0 m Höhe aufweisen.

§ 10 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft sowie zum Ausgleich i. S. d. § 9 Abs. 1a BauGB
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i. V. m. § 9 Abs. 1a BauGB)

10.1 Minderung des Versiegelungsgrades
Private Stellplätze samt ihrer Zufahrten sowie Garagenzufahrten und private Grundstückszufahrten sind mit
wasserdurchlässigen Materialien (Rasenpflaster, Rasengittersteine mit offenfugiger Pflasterung (Fugenbreite
mindestens 20 mm), Schotterrasen) zu befestigen. Ausgenommen sind die unmittelbar zu Tiefgaragen
gehörenden Zufahrten.

10.2 Nachweis des ökologischen Ausgleichs
Im Bereich des zukünftigen Begleitgrüns der mit der Ziffer gekennzeichneten öffentlichen Verkehrsfläche
mit der Zweckbestimmung F+R 3 (Rampe) sind insgesamt 4 standortgerechte Laubbäume (3 Bäume I. Ordnung,
ein Baum II. Ordnung) mit einem Anpflanzstammumfang von 18 – 20 cm, gemessen in 1 m Höhe, zu pflanzen.
Zudem sind  eine insgesamt 330 m² große Fläche mit Sträuchern zu bepflanzen und eine insgesamt 400 m² große
Fläche mit Landschaftsrasen unter Verwendung eines hohen Krautanteils einzusäen. Für die Pflanzungen sind
ausschließlich standortgerechte, heimische und sortenfreie Gehölze gemäß Pflanzenauswahlliste des Umwelt-
berichts zu verwenden. Die Ausgleichsflächen sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten, da
sie Ausgleichsfunktion für die Eingriffe infolge der Versiegelung und Inanspruchnahme durch die Anlage der
Rampe (siehe Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung im Umweltbericht) übernehmen.

§ 11 Festsetzung über vom Bauordnungsrecht abweichende Maße der Tiefe der Abstandflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB i. V. m. § 6 Abs. 5 BauO)

Entlang der südlichen Straßenbegrenzungslinie der Planstraße G wird für das hier zu errichtende Lärmschutzbau-
werk SSM 2 eine von § 6 Abs. 5 BauO NRW abweichende Tiefe der Abstandfläche festgesetzt. Auf der südlichen
und der nördlichen Seite dieses Lämschutzbauwerks ist zu öffentlichen Verkehrsflächen eine Tiefe der Abstand-
flächen von 0,3 H nachzuweisen.

III Gestaltungsfestsetzungen nach § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung
mit § 86 BauO NRW

§ 1 Doppelhäuser und Hausgruppen
Die Fassaden und Dacheindeckungen von Doppelhäusern und Hausgruppen sind in identischem Material und
identischer Farbe auszuführen. Die Doppelhaushälften und Hausgruppen sind mit identischer First-, Trauf- und
Sockelhöhe, First- und Traufrichtung sowie identischer Dachneigung und identischen Dachüberständen zu  
errichten. Doppelhäuser und Hausgruppen sind auf einer gemeinsamen Bauflucht zu errichten.

§ 2 Dachüberstand
Der Dachüberstand der Traufseiten darf maximal 0,5 m, gemessen von der Traufe bis einschließlich Dachrinne,
betragen. Der Dachüberstand der Giebelseiten darf maximal 0,3 m, gemessen von der Außenfassade bis
einschließlich Ortgang betragen.

§ 3 Rücksprung Außenwände in obersten Vollgeschossen
In den mit Ziffer gekennzeichneten Allgemeinen Wohngebieten und Teilen des Mischgebiets ist jeweils
das oberste Vollgeschoss von allen Gebäudeaußenwänden um mindestens 1,0 m zurückzusetzen.

§ 4 Einfriedungen
Zur Einfriedung der Grundstücke an Erschließungsflächen sind Hecken von mindestens 1,0 m bis maximal 2,0 m
Höhe, in Vorgärten von maximal 1,0 m zu pflanzen. Schnitthecken sind zweireihig mit mindestens 1,0 m Breite zu
pflanzen. Als Gehölzarten sind entweder Hainbuche (Carpinus betulus), Eingriffliger Weißdorn (Crataegus
monogyna) oder Liguster (Ligustrum vulgare) zu verwenden. Der Pflanzabstand zur Grundstücksgrenze muss
mindestens 0,5 m betragen.

Es sind nur innenliegende, nicht sichtbare Zäune zulässig, die die Höhe der Hecken nicht überragen. Die Hecken
sind dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Geschlossene Einfriedungen zum Zweck des Sicht-
schutzes (z. B. Mauern oder Zäune) sind im jeweiligen Terrassenbereich bis zu einer Höhe von 2,0 m und einer
Tiefe von maximal 4,0 m, gemessen von der hinteren Gebäudekante, zulässig.

Die an die öffentlichen Grünflächen angrenzenden privaten Grundstücke sind zur Eingrünung im Übergang zum
Freiraum mit Hecken von mindestens 1,5 m Höhe einzufrieden. Schnitthecken sind zweireihig mit mindestens
1,0 m Breite zu pflanzen. Die Hecken dürfen auch als dichte, freiwachsende Laubholzhecke gepflanzt werden. Es
sind heimische, standortgerechte Arten zu verwenden (z. B. Hainbuche, Buche oder Liguster). Die Hecken sind

 dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Es sind keine Gartentore zur öffentlichen Grünfläche und keine
Geräteschuppen o. ä. entlang der Grundstücksgrenze zu den öffentlichen Grünflächen zulässig.

§ 5 Müllbehälter
Sämtliche außerhalb des Gebäudes aufgestellten Abfallbehälter und Gemeinschaftsmüllanlagen sind durch 
Heckenpflanzungen oder eine Rankkonstruktion unter Verwendung von Rank- und Kletterpflanzen dauerhaft
einzugrünen.

§ 6 Vorgärten
Vorgärten sind definiert als Bereich zwischen der jeweils straßenzugewandten Fassade und der Straßen-
begrenzungslinie. Die Vorgärten sind zu begrünen und dauerhaft zu erhalten. Bis auf den Anteil der notwendigen
Erschließung (Stellplätze, Zufahrten zur Garage, Zuwegung zum Eingang) ist eine Versiegelung der Vorgärten
unzulässig. Der versiegelte Anteil darf maximal 60 % der gesamten Vorgartenfläche betragen. Der nicht 
versiegelte Anteil ist vollflächig mit Vegetation anzulegen. Das Anlegen nichtbepflanzter Steingärten
(Schotter, Bruchsteine etc.) ist nicht zulässig.

IV Hinweise für Teilgebiete des Planbereichs
Kennzeichnung der Nordböschung als Altlastenverdachtsfläche (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)
Im Bereich der mit der Ziffer  gekennzeichneten Nordböschung, die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b
BauGB als Fläche mit Bindungen und Geboten für Bepflanzungen festgesetzt ist, kann aufgrund der festgesetzten
Bindungen für den Erhalt des vorhandenen Bewuchses an Bäumen und Sträuchern und entsprechender Boden-
eingriffsverbote keine Aufbereitung des Bodens stattfinden. In diesem Bereich liegen jedoch geringe Schadstoff-
gehalte vor, so dass hier eine Gefährdung ausgeschlossen werden kann. Aus Vorsorgegründen und zur Sicherung
des vorhandenen Bewuchses ist eine gärtnerische Nutzung im Bereich der gekennzeichneten Böschung nicht
zulässig. 

Nachweis der Standsicherheit
Bei an den denkmalgeschützten Wasserturm angrenzenden Bauvorhaben in den mit der Ziffer gekenn-
zeichneten Baugebieten wird seitens der Stadt Dortmund im Baugenehmigungsverfahren ein gutachterlicher
Nachweis der Standsicherheit des Wasserturms gefordert. Es ist nicht auszuschließen, dass an den Wasserturm
angrenzende Unterflurbauten in einem unmittelbaren baulichen Zusammenhang mit dem Wasserturm stehen.

Unterflureinrichtungen
In den mit der Ziffer gekennzeichneten Baugebieten ist aufgrund vorhandener umfangreicher
Unterflurbauten im Baugrund mit erhöhten Aufwendungen bei der Gebäudegründung sowie der Errichtung von
Tiefgaragen, Kellern etc. auszugehen.

Maßnahmen gegen Vogelschlag an der Lärmschutzwand
An dem mit der Ziffer gekennzeichneten zu errichtenden Lärmschutzbauwerk sind an transparenten oder
spiegelnden Bauteilen Maßnahmen zur Vermeidung von Vogelschlag zu treffen (Vermeidung des Tötungs- und
Verletzungsverbotes nach § 44 Abs.1 Nr.1 Bundesnaturschutzgesetz). Dazu sind die transparenten oder
spiegelnden Bauteile der Lärmschutzwand durch Markierungen und Muster auf beiden Seiten so zu gestalten,
dass die Wandteile für Vögel als Hindernis zu erkennen sind.

Das Lärmschutzbauwerk muss in dem westlichen mit SSM 1 bezeichneten Teilbereich eine Kronenhöhe (OK) 
von mindestens 116,0 m ü NHN, in dem mittleren mit SSM 2 bezeichneten Teilbereich eine Kronenhöhe (OK) von
mindestens 122,0 m ü NHN sowie in dem östlichen mit SSM 3 bezeichneten Teilbereich eine Kronenhöhe (OK)
von mindestens 118,5 m ü NHN aufweisen. Das Schallschutzbauwerk ist auf der festgesetzten Länge vollständig
und ohne Lücken zu errichten und muss mindestens ein Schalldämmmaß von Rw >= 25 dB(A) aufweisen. Ober-
halb des Sockels ist das Schallschutzbauwerk ab einer Höhe von 106,5 m ü NHN in transparenter Form auszu-
führen. Entlang der Planstraßen F und G müssen aufstehende Teile des Schallschutzbauwerks (SSM 1 - SSM 3),
deren Oberkante über der Oberkante der angrenzenden ausgebauten Straßen liegt, einen Abstand von
mindestens 0,5 m zur südlichen Straßenbegrenzungslinie einhalten.

8.2 Im Baugebiet WA2 kann das Lärmschutzbauwerk (Abschnitt SSM2) ausnahmsweise durch die mit einer Baulinie
festgesetzten Südseiten der hier geplanten Gebäude unterbrochen werden, wenn sichergestellt und im Bauge-
nehmigungsverfahren fachgutachterlich nachgewiesen wird, dass durch die bauliche Kombination aus den
Gebäudesüdseiten zusammen mit den dazwischen stehenden Schallschutzbauwerkabschnitten dieselbe schall-
abschirmende Wirkung erzielt wird wie durch das durchlaufende Lärmschutzbauwerk.

8.3 An den mit der Baulinie festgesetzten und der Ziffer gekennzeichneten gewerbelärmexponierten Gebäude-
seiten in den Teilgebieten MI1, MI4 und dem Allgemeinen Wohngebiet WA2 sind keine öffenbaren Fenster in
raumabschließenden Bauteilen von schutzbedürftigen Räumen im Sinne der TA Lärm in Verbindung mit der DIN
4109 (nachfolgend als Aufenthaltsräume bezeichnet) zulässig. Sofern diese Aufenthaltsräume nicht durch
öffenbare Fenster auf den lärmabgewandten westlichen oder östlichen Gebäudeseiten belüftet werden können,
sind schallgedämmte Lüfter oder gleichwertige Maßnahmen bautechnischer Art einzubauen, die eine 
ausreichende Belüftung sicherstellen.

8.4 In dem mit der Ziffer gekennzeichneten Teilgebiet MI2 (Wasserturm) sind aufgrund der gewerblichen
Lärmeinwirkungen des Großmarktes und weiterer Betriebe an der Süd- und Ostfassade oberhalb einer Höhe von 
123 m ü NHN keine öffenbaren Fenster in raumabschließenden Bauteilen von schutzbedürftigen Räumen im Sinne 
der TA Lärm in Verbindung mit der DIN 4109 (Aufenthaltsräume) zulässig. Sofern diese Aufenthaltsräume nicht 
durch öffenbare Fenster an der Nord- und Westfassade belüftet werden können, sind schallgedämmte Lüfter oder
gleichwertige Maßnahmen bautechnischer Art einzubauen, die eine ausreichende Belüftung sicherstellen. 

8.5 Verkehrslärm
In den mit der Ziffer gekennzeichneten überbaubaren Grundstücksflächen in den Allgemeinen
Wohngebieten WA1, WA3, WA4, WA5, WA6 und WA8 und den Teilgebieten MI1, MI2, MI3 und MI4 des
Mischgebietes sind bei allen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten aufgrund der Straßenverkehrslärmbelastung der
Straße Heiliger Weg, der Planstraßen A und C sowie der Bahnlinie für die Gebäude an den mit der Signatur 

gekennzeichneten Gebäudeseiten in sämtlichen Geschossen bauliche und sonstige Vorkehrungen
zur Lärmminderung zu treffen. Als Ausnahme hiervon sind im WA3 und im WA6 in den zurückgestaffelten
Geschossen oberhalb des III. Vollgeschosses keine Lärmminderungsmaßnahmen erforderlich.

Dabei dürfen die Innenschallpegel, wie in der nachfolgenden Liste aufgeführt, nicht überschritten werden:

Raumart Mittelungspegel
1. Schlafräume, nachts
1.1 in Reinen und Allgemeinen Wohngebieten, 30 dB (A)

Krankenhaus- und Kurgebieten
1.2 in allen übrigen Gebieten 35 dB (A)

2. Wohnräume, tags
2.1 in Reinen und Allgemeinen Wohngebieten, 35 dB (A)

Krankenhaus- und Kurgebieten
2.2 in allen übrigen Gebieten 40 dB (A)

3. Kommunikations- und Arbeitsräume, tags
3.1 Unterrichtsräume, ruhebedürftige Einzelbüros, 40 dB (A)

wissenschaftliche Arbeitsräume, Bibliotheken,
Konferenz- und Vortragsräume,
Arztpraxen, Operationsräume, Kirchen, Aulen

3.2 Büros für mehrere Personen 45 dB (A)
3.3 Großraumbüros, Gaststätten, Schalterräume, 50 dB (A)

Läden

Sofern diese Werte nicht schon durch Grundrissgestaltung und Baukörperanordnung eingehalten werden können,
sind schallschützende Außenbauteile entsprechend der VDI-Richtlinie 2719 zu verwenden.

Die vorgenannten Schallschutzanforderungen sind im Rahmen der nach landesrechtlichen Vorschriften vorge-
schriebenen schallschutztechnischen Nachweisführung zu berücksichtigen. Maßgebend ist die Bauordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung - (BauO NRW) in ihrer zum Zeitpunkt der Errichtung der
baulichen Anlage gültigen Fassung.

8.6 Erschütterungen
Werden in den mit der Ziffer gekennzeichneten Baufeldern der Baugebiete WA1, WA2 und WA5 
Gebäude mit Räumen im Sinne der DIN 4150-2 "Erschütterungen im Bauwesen - Teil 2 - Einwirkungen auf
Menschen in Gebäuden" südlich der jeweils mit der Signatur gekennzeichneten Abstandslinie zum
Gleis 1 der Bahnlinie errichtet, ist im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen, dass diese Gebäude Decken mit
Deckeneigenfrequenzen >= 31,5 Hz als bautechnische Vorkehrungen zum Schutz gegen Bodenerschütterungen

 durch den Bahnverkehr aufweisen. Dieselben bautechnischen Vorkehrungen sind für Gebäude mit Räumen im
Sinne der DIN 4150-2 in den mit der Ziffer gekennzeichneten Baufeldern der Baugebiete WA1, WA2 
und WA5 im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen, die zwar nördlich der jeweils mit der Signatur
gekennzeichneten Abstandslinie zum Gleis 1 errichtet werden, aber baulich (ober- oder unterirdisch) mit
Gebäuden südlich der jeweiligen Abstandslinie verbunden werden sollen. Ausnahmen von diesen Anforderungen
können für Gebäude im Baugenehmigungsverfahren zugelassen werden, wenn durch einen Sachverständigen
andere geeignete bautechnische Vorkehrungen nachgewiesen werden, die eine Einhaltung der Anhaltswerte der
DIN 4150-2 für Allgemeine Wohngebiete sicherstellen. Dies können bei Gebäuden nördlich der Abstandslinie
zum Gleis 1 bautechnische Vorkehrungen zur Verhinderung der Erschütterungsübertragung sein.

Werden in den mit der Ziffer  gekennzeichneten Teilbaugebieten MI1 und MI4 Gebäude mit Räumen im
 Sinne der DIN 4150-2 südlich der mit der Signatur gekennzeichneten Abstandslinie zum Gleis 1
 der Bahnlinie errichtet, ist im  Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen, dass diese Gebäude elastische

Gebäudelagerungen mit einer Eigenfrequenz <= 10 Hz als bautechnische Vorkehrung zum Schutz gegen
Bodenerschütterungen durch den Bahnverkehr aufweisen. Dieselben bautechnischen Vorkehrungen sind für
Gebäude mit Räumen im Sinne der DIN 4150-2 in den mit der Ziffer  gekennzeichneten Teilbaugebieten
MI1 und MI4 im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen, die zwar nördlich der jeweils mit der Signatur  
gekennzeichneten Abstandslinie zum Gleis 1 errichtet werden, aber baulich (ober- oder unterirdisch) mit
Gebäuden südlich der jeweiligen Abstandslinie verbunden werden sollen, ohne dass geeignete bautechnische
Vorkehrungen (Trennfugen) nachgewiesen werden, die eine Übertragung von Erschütterungen unterbinden.

Bei einem unmittelbaren Anbau von Gebäuden in den Baugebieten WA2, WA5 und in den Teilbaugebieten MI1,
MI4 an das im Bebauungsplan festgesetzte Lärmschutzbauwerk SSM 1, SSM 2, SSM 3 oder andere Bauwerke
oder Bauwerksteile, die sich südlich der jeweils mit der Signatur gekennzeichneten Abstandslinie
zum Gleis 1 befinden, sind geeignete technische Maßnahmen zur Verhinderung der Übertragung von 
Erschütterungen und Körperschall im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. Durch die technischen
Schutzmaßnahmen ist die Einhaltung der Anhaltswerte der DIN 4150-2 in den geplanten baulichen Anlagen
sicherzustellen.

Bei allen Erschütterungsprognoseberechnungen zur Ermittlung erforderlicher Schutzmaßnahmen (z. B. elastische 
Gebäudelagerung als Alternative zur festgesetzten Deckeneigenfrequenz) sind der auf Höhe des heutigen Bahn-
stellwerkes geplante S-Bahn-Haltepunkt sowie die geplante Reaktivierung des nachrichtlich gekennzeichneten 
Gleis 1 zu berücksichtigen (siehe Erschütterungstechnische Untersuchung zum Bebauungsplan In O 225).

8.7 Lichtimmissionen
In den mit der Ziffer          gekennzeichneten Baugebieten sind bei allen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 
schutzwürdige Räume und direkt an Gebäuden beginnende Außenflächen im Sinne des Gemeinsamen 
Runderlass „Lichtimmissionen, Messung, Beurteilung und Verminderung“ des Landes NRW vom 11.12.2014 
(Lichtimmissionserlass NRW) durch bauliche oder sonstige technische Vorkehrungen vor Blendungen durch 
gewerbliche Lichtemissionen des Großmarktes und weiterer Betriebe zu schützen. Dabei sind schutzwürdige 
Räume im Tag- und Nachtzeitraum vor Blendungen zu schützen, Außenflächen hingegen nur im Tagzeitraum 
(06:00 - 22:00 Uhr).

Bei schutzwürdigen Räumen im Sinne des Lichtimmissionserlass NRW sind technische Schutzvorkehrungen 
(Rollläden oder gleich wirksame Maßnahmen) an allen Fenstern zu treffen, die nicht nach Norden 
(Himmelsrichtung 0°), Nordwesten (0° - 45°) oder Nordosten (0° + 45°) ausgerichtet sind.

Außenflächen im Sinne des Lichtimmissionserlass NRW sind durch bauliche technische Vorkehrungen 
(Sichtschutzwände, Lamellenelemente, Senkrechtmarkisen, Markisen, Vorhänge) vor Blendungen zu schützen, 
sofern eine entsprechende Abschirmung nicht bereits durch ohnehin vorgesehene Gebäudeteile oder Bauteile 
erfolgt. Nach Norden (Himmelsrichtung 0°) ausgerichtete Außenflächen sind hiervon ausgenommen, da bei diesen 
eine Selbstabschirmung durch das Gebäude vorausgesetzt werden kann.

Der Nachweis der erforderlichen Schutzmaßnahmen erfolgt im Baugenehmigungsverfahren. Die Wirksamkeit der
beabsichtigten Schutzmaßnahmen ist durch einen Sachverständigen zu bestätigen.

Ausnahmen von diesen bautechnischen Anforderungen können im Baugenehmigungsverfahren zugelassen
werden, wenn durch einen Sachverständigen nachgewiesen wird, dass zur Einhaltung der für das Baugebiet

 jeweils maßgeblichen Richtwerte des Lichtimmissionserlass NRW keine Maßnahmen erforderlich sind.

Keine baulichen oder sonstigen technischen Schutzvorkehrungen vor Blendungen sind in den Baugebieten WA2 
und MI2 (Wasserturm) an Fenstern und Freisitzen zu treffen, die sich vollständig oberhalb einer Höhe von 118,5 m 
über NHN befinden.

§ 9 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, Bindungen für Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB i. V. m. § 86 Abs. 1 BauO NRW)

9.1 Erhaltung des Baumbestandes und Ersatzpflanzungen
Der mit einem Erhaltungs- und Pflanzgebot versehene Baumbestand im Bereich der nördlichen mit Ziffer 
gekennzeichneten Böschung sowie die per Pflanzbindung festgesetzten Einzelbäume sind fachgerecht zu pflegen

 und dauerhaft zu erhalten. Abgängige Bäume sind zu ersetzen. Aufschüttungen und Abgrabungen sind im Bereich
der Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen unzulässig. Das derzeitige
Bodenniveau ist zu erhalten. Eine gärtnerische Nutzung ist ebenfalls unzulässig.

Das Erhaltungs- und Pflanzgebot umfasst auch die außerhalb der festgesetzten Flächen für die Erhaltung von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gelegenen und nachrichtlich dargestellten Baumkronen und
damit Wurzelbereiche. Die Errichtung von Garagen und Stellplätzen ist hier unzulässig. Als einzige Ausnahme
dürfen i. R. des Sanierungsplanes (§ 13 BBodSchG) zur Bodensanierung vorgesehene Aufschüttungen und
Abgrabungen im Bereich der außerhalb der festgesetzten Flächen gelegenen Baumkronen und damit Wurzel-
bereiche fachgerecht durchgeführt werden.

SSM1/SSM2/
SSM 3
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II Textliche Festsetzungen nach dem Baugesetzbuch (BauGB) und der
Baunutzungsverordnung (BauNVO)
§ 1 Art der baulichen Nutzung - Zulässigkeit von Nutzungen in den Allgemeinen Wohngebieten

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 5 und 6 sowie § 4 BauNVO)

1.1 In den Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO zulässig:
- Wohngebäude
- der Versorgung des Gebiets dienende Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe,
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

1.2 Unzulässig sind die unter § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO aufgeführten der Versorgung des Gebietes dienenden Läden.

1.3 Ausnahmsweise können gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO zugelassen werden:
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes
- Anlagen für Verwaltungen.

1.4 Die weiteren Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO (sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
Gartenbaubetriebe und Tankstellen) sind kein Bestandteil des Bebauungsplanes.

§ 2 Art der baulichen Nutzung - Zulässigkeit von Nutzungen in den Mischgebieten 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 4, 5, 6, 7, 8 und 9 und § 6 BauNVO, § 31 Abs. 1 BauGB)

2.1 Im Mischgebiet (Teilgebiete MI1, MI2, MI3 und MI4) sind gemäß § 6 Abs. 2 BauNVO zulässig:
- Wohngebäude,
- Geschäfts- und Bürogebäude,
- Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
- sonstige Gewerbebetriebe,
- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.
  

2.2 Unzulässig sind folgende unter § 6 Abs. 2 Nr. 3, 6, 7, 8 BauNVO aufgeführte Nutzungen:
- Einzelhandelsbetriebe (Ausnahmen gemäß textliche Festsetzungen Abs. 2.4 und Abs. 2.5), 
- Gartenbaubetriebe,
- Tankstellen,
- Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO in den Teilen des Gebietes, die überwiegend
  durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind.

2.3 Die Ausnahme gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO (Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO außer-
halb der überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägten Teile des Gebietes) ist kein Bestandteil des
Bebauungsplans.

2.4 In den mit Ziffer gekennzeichneten Teilgebieten MI2 und MI3 sind Einzelhandelsbetriebe gemäß § 6 Abs. 2
Nr. 3 BauNVO in der zur Straße Heiliger Weg hin orientierten Erdgeschosszone zulässig. Nicht zulässig sind
Erotikgeschäfte.

2.5 In den mit Ziffer  gekennzeichneten Teilgebieten MI1 sind folgende Einzelhandelsbetriebe zulässig:
- Bäckerei
- Metzgerei
- Kiosk

§ 3 Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB i. V. m.  §§ 16, 17, 19 und 21a BauNVO, § 31 Abs. 1 BauGB)

3.1 In den mit Ziffer          gekennzeichneten Allgemeinen Wohngebieten WA2, WA3, WA4 und WA5 sowie in den Teil-
gebieten MI1 ist zu Gunsten der Anlage von Tiefgaragen sowie der dazugehörenden Zufahrten eine Über-
schreitung der zulässigen Grundfläche bis zu einer Grundflächenzahl von höchstens 0,8 zulässig. Im WA6, WA7
und WA8 ist eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch die Grundfläche einer Tiefgarage samt ihrer
Zufahrt bis zu einer Grundflächenzahl von höchstens 0,7 zulässig.

3.2 In dem mit Ziffer gekennzeichneten Allgemeinen Wohngebiet WA4 ist bei der Errichtung von Mittelhäusern
 von Hausgruppen ausnahmsweise eine Überschreitung der festgesetzten Geschossflächenzahl um maximal 

25 % zulässig, wenn dies zur Realisierung der festgesetzten maximalen Vollgeschossanzahl erforderlich ist. 
Eine Überschreitung der Geschossfläche zur Überschreitung der festgesetzten maximalen Anzahl zulässiger
Vollgeschosse ist hingegen nicht zulässig.

3.3 Im WA1 ist über die festgesetzte Höchstanzahl der zulässigen Vollgeschosse hinausgehend nur ein weiteres
nicht als Vollgeschoss zählendes Geschoss zulässig.

3.4 In dem mit der Ziffer  gekennzeichneten Mischgebiet sowie Baugebiet WA5 werden Garagen-
geschosse nicht auf die Zahl der zulässigen Vollgeschosse angerechnet, Stellplätze und Garagen in
Vollgeschossen bleiben bei der Ermittlung der Geschossfläche unberücksichtigt.

§ 4 Garagen, Carports, Stellplätze und Nebenanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 12 Abs. 6, § 14 Abs. 1, § 23 Abs. 5 BauNVO, § 31 Abs. 1 BauGB und
§ 86 BauO NRW)

4.1 Garagen, Carports (überdachte Stellplätze) und Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen, in den speziell festgesetzten Flächen (St, Ga) sowie im seitlichen Grenzabstand der Hauptgebäude
zulässig. Als Ausnahme hiervon dürfen in dem Mischgebiet und dem Baugebiet WA5 Garagen, die - bis auf
Lüftungsbauteile - vollständig unterhalb der festgesetzten Geländeoberkante des jeweiligen Baugebiets liegen,
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche errichtet werden. Die mit C gekennzeichnete Belastungs-
fläche darf nicht bebaut oder unterbaut werden.Als weitere Ausnahme dürfen die hinteren, straßenabgewandten 
Baugrenzen für den Bau von Carports und Garagen um maximal 3 m überschritten werden. Garagen dürfen eine
Gesamtlänge von 9,0 m nicht überschreiten.

Längsseiten von Garagen, Carports und Stellplätzen müssen einen Abstand von 1,0 m zu öffentlichen
Verkehrs- und Grünflächen - dieser Streifen ist mit Gehölzen zu begrünen - und auf der Zufahrtseite einen
Mindestabstand von 5,0 m zur erschließenden Verkehrsfläche einhalten.

4.2 In den Allgemeinen Wohngebieten ist je Grundstück eine bauliche Nebenanlage (Gartenhaus/ Gartengerätehaus)
zulässig. Diese sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, wenn deren umbauter Raum in
Abhängigkeit von der Bauweise nachfolgende Maße nicht überschreitet:
- Einzelhaus: 20 m³
- Doppelhaushälfte / Reihenendhaus: 15 m³ 
- Reihenmittelhaus: 10 m³ 

 Wird eine Garage mit einer Länge von 6,0 - 9,0 m errichtet, ist auf diesem Grundstück keine weitere bauliche 
Nebenanlage (Garten-/ -gerätehaus) zulässig.

4.3 Bei der Errichtung von Nebenanlagen ist ein Abstand von jeweils 1,0 m zur angrenzenden Grundstücksgrenze 
einzuhalten, der zu begrünen ist.

4.4 Im Vorgartenbereich sind zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der überbaubaren Grundstücksfläche
keine frei stehenden baulichen Nebenanlagen zulässig.

§ 5 Führung von Ver- und Entsorgungsleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Ver- und Entsorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen.

§ 6 Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Den Ver- und Entsorgungsbetrieben sowie den Betrieben der Telekommunikationsbranche wird das Recht
eingeräumt, die mit gekennzeichneten Flächen mit einem Leitungsrecht zu belasten.

Den Eigentümern bzw. Eigentümergemeinschaften der jeweils an die Belastungsflächen angrenzenden Grundstücke 
wird das Recht eingeräumt, die mit gekennzeichneten Flächen mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu
belasten.

Der Stadt Dortmund wird das Recht eingeräumt, die mit gekennzeichnete Fläche (Verbindungskanal zwischen
den Planstraßen A und G) mit einem Leitungsrecht zu belasten. Die Belastungsfläche darf weder be- noch unterbaut
oder mit Bäumen bepflanzt werden.

Dem örtlich zuständigen Netzbetreiber wird das Recht eingeräumt, die mit gekennzeichneten Flächen mit
einem Leitungsrecht  für Strom- und Wasserleitungen zu belasten.

§ 7 Regelungen zur Zulässigkeit von Anlagen und Nutzungen bis zum Eintritt bestimmter Umstände
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB, § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB, § 31 Abs. 1 BauGB)

7.1 Bis zur vollständigen Errichtung des in § 8 Abs. 8.1 der Textfestsetzungen festgesetzten Schallschutzbauwerks
 SSM 1, SSM 2 und SSM 3 (Schallschutzwand) und der im Teilgebiet MI4 festgesetzten Bebauung ist keine 

Innutzungnahme baulicher Anlagen in dem Allgemeinen Wohngebiet WA2 und den Teilbaugebieten MI4 und MI1 
zulässig.

7.2 Bis zur vollständigen Errichtung des in § 8 Abs. 8.1 der Textfestsetzungen festgesetzten Schallschutzbauwerks
 SSM 1, SSM 2 und SSM 3 (Schallschutzwand) und der im Teilgebiet MI4 festgesetzten Bebauung sind keine 

baulichen Nutzungen und Anlagen in den Allgemeinen Wohngebieten WA1, WA3, WA4, WA5, WA6, WA7, WA8
und WA9 zulässig.

7.2 Ausgenommen hiervon sind die bereits vor Inkrafttreten des Bebauungsplans baulich genutzten Teilgebiete MI2 
und MI3 des Mischgebiets (Baudenkmal Wasserturm).

§ 8 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB, § 31 Abs. 1 BauGB)

8.1 Schallschutzbauwerk SSM
Im Bereich der mit der Signatur und der Ziffer gekennzeichneten Schallschutzmaßnahmen 
(SSM 1, SSM 2 und SSM 3) ist aufgrund der gewerblichen Lärmeinwirkungen des Großmarktes und weiterer
Betriebe ein Schallschutzbauwerk zu errichten. 

13 Kennzeichnung des gesamten Plangebietes als Altlastenverdachtsfläche
Der mit der Ziffer  gekennzeichnete Planbereich ist - bis auf die geplante öffentliche Zuwegung von
der Kronprinzenstraße zur Rampe - in der Karte der Altstandorte und Altablagerungen als ehemaliger Güter-
bahnhof (Bahnhof-Süd) gekennzeichnet. Vor Bebauung wird im Rahmen des mit Datum vom 11.10.2017 für
verbindlich erklärten Sanierungsplans eine Aufbereitung der Flächen - bis auf die Ausnahme der festge-
setzten und gekennzeichneten Nordböschung (s. Hinweis ) - stattfinden, die eine auch unter
Vorsorgeaspekten gefahrlose Nutzung sichert. Als letzter Schritt der Bodenaufbereitung obliegt dem
Bauherren eine Auffüllung mit 1 m sauberem Boden (Qualitäten im Sanierungsplan definiert). 

VI Gutachten und sonstige Anlagen
Folgende Gutachten wurden berücksichtigt:

- Accon Environmental Consultants, Schalltechnisches Fachgutachten zum Bebauungsplan In O 225 der 
  Stadt Dortmund, Teil 1 - Gewerbelärmuntersuchung, Köln, 16.10.2017
- Accon Environmental Consultants, Schalltechnisches Fachgutachten zum Bebauungsplan In O 225 der 
  Stadt Dortmund, Teil 2 - Verkehrslärmuntersuchung, Köln, 16.10.2017
- Accon Environmental Consultants, Schalltechnisches Fachgutachten zum Bebauungsplan InO 225 -
  Kronprinzenviertel - der Stadt Dortmund Teil 3 Ermittlung der Kosten für die Beteiligung des Vorhabenträgers
  am Schallschutzfensterprogramm der Stadt Dortmund, Köln 12.10.2017
- Accon Environmental Consultants, Ergänzung zum Schalltechnischen Fachgutachten zum Bebauungsplan
  InO 225 - Kronprinzenviertel - der Stadt Dortmund vom 16.10.2017, Köln, 10.08.2018
- Peutz Consult GmbH, Lichttechnische Stellungnahme zum Bauvorhaben Kronprinzenviertel in Dortmund,
  Bericht VL-7297-3 vom 16.10.2017, Düsseldorf
- Peutz Consult GmbH, Erschütterungstechnische Untersuchung zum Bebauungsplan In O 225 
  Kronprinzenviertel in Dortmund, Bericht VB-7297-1 vom 10.10.2017, Düsseldorf
- Peutz Consult GmbH, Luftschadstoffuntersuchung zum Bebauungsplan In O 225 Kronprinzenviertel in
  Dortmund, Bericht VL-7297-2.1 vom 12.10.2017, Düsseldorf
- Planungsbüro Graw, Solarenergetische Überprüfung Städtebauliches Konzept Kronprinzenviertel
  Dortmund, Überprüfung des überarbeiteten städtebaulichen Entwurfs, 11.10.2017, Osnabrück
- Bergische Universität Wuppertal, Ergebnisbericht zur Verkehrsaufkommensabschätzung des Kronprinzen-
  viertels in Dortmund-Innenstadt-Ost, 03. Juli 2017, Wuppertal
- Dr. Heckemanns & Partner GmbH, Aufbereitung des Geländes ehemaliger Gbf. DO-Süd Dortmund
  Kronprinzenviertel Entwurf Sanierungsplan § 13 BBodSchG, Essen, 16.06.2017
- Dr. Heckemanns & Partner GmbH, Aufbereitung des Geländes ehemaliger Gbf. DO-Süd Dortmund
  Maßnahmen zum Schutz der Nordböschung, Essen, 04.10.2018
- DMT Geo Engineering & Exploration Geotechnik & Bergbaufolge - Fachstelle für Baugrund- und 

   Bebauungsfragen in Bergbaugebieten, Beurteilung des bergschadentechnischen Risikos im Plangebiet
  des Bebauungsplans In O 225 „Kronprinzenviertel“ (Gemarkung Dortmund, Flur 30; Flurstücke 350, 506,

   527, 624, 645, 292, 77, 335, 439, 554, 555, 556 und 644), 17.09.2015, Essen
- simuplan, Bebauungsplan In O 225 - Kronprinzenviertel - Fachgutachten zu den lokalklimatischen
  Auswirkungen, 11.10.2017, Dorsten
- simuplan, Bebauungsplan In O 225 – Kronprinzenviertel - Fachgutachten zu den lokalklimatischen Aus-
  wirkungen, Stellungnahme zu den Einwendungen der Arbeitsgemeinschaft der nach § 63 Bundes-
  naturschutzgesetz anerkannten Verbände in Dortmund, Dorsten, 21.08.2018
- Dipl.-Biol. Benjamin Bernhardt im Auftrag von grünplan, Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungs-
  plan InO 225 - Kronprinzenviertel in Dortmund, Dortmund, Oktober 2015, ergänzt im Hinblick auf die 
  geänderte Planung: Oktober 2017
- TSC Beratende Ingenieure für Verkehrswesen GmbH & Co. KG, Simulation der Verkehrsabläufe am
  Knotenpunkt Heiliger Weg/Kleine Löwenstraße/Planstraße im Bereich des Kronprinzenviertels in Dortmund
  Abschlussbericht, Essen, 18.07.2017
- TSC Beratende Ingenieure für Verkehrswesen GmbH & Co. KG, Simulation der Verkehrsabläufe am
  Knotenpunkt Heiliger Weg/Kleine Löwenstraße/Planstraße im Bereich des Kronprinzenviertels in Dortmund
  Ergänzungsbericht: Betrachtung der Wartezeiten für Fußgänger über die Straße Heiliger Weg,
  Essen, 29.09.2017

VII RECHTSGRUNDLAGEN

1. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBl. I S. 3634/ FNA 213-1)

2. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786 / FNA 213-1-2). 

3. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichen-
verordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990  (BGBl. 1991 I S. 58 / FNA 213-1-6)

4. Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. November 2016
(GV. NRW. S. 966)

5. Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung (BauO NRW) vom 1. März 2000
(GV. NRW. S. 256 / SGV. NRW. 232).

6. Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche,
Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274 / FNA 2129-8)  
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Bebauungsplan In O 225 - Kronprinzenviertel -
zugleich teilweise Änderung der Bebauungspläne In O 101 und Df 25

Stadt Dortmund
Stadtplanungs- und
Bauordnungsamt

in einem Blatt
Zu diesem Bebauungsplan gehören die Begründung und der Umweltbericht vom 10.10.2018

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung
vom 21.11.2017

BlattMaßstab Abteilung Datum
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Übersichtsplan
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pesch partner architekten stadtplaner GmbH
Dortmund | Stuttgart
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Kronprinzenstraße
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Feldstraße
Feldstraße

Märkische Straße

12.10.201861  4

Diese Planunterlage entspricht den Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung 1990 
(PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I, S. 58). Die Grenzen und Bezeichnungen der 
Flurstücke stimmen mit dem Nachweis des Liegenschaftskatasters Stand _______________ 
überein. Die Festlegung der städtebaulichen Planung ist geometrisch eindeutig.

Dortmund, den

 
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Der Rat der Stadt hat am ___________ nach § 10 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit den §§ 7 
und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen diesen Bebauungsplan als 
Satzung beschlossen. 

Dortmund, den

Oberbürgermeister

Der Satzungsbeschluss ist nach § 10 Abs. 3 BauGB in den „Dortmunder Bekanntmachungen“ 
– Amtsblatt der Stadt - Nr. ______ vom ________________ ortsüblich öffentlich 
bekanntgemacht worden. Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan In O 225 - 
Kronprinzenviertel - als Satzung in Kraft getreten. 

Dortmund, den 

Bereichsleiter

Verfahrensvermerke

Hiermit wird entsprechend § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516; SGV NRW 2023)) bestätigt, dass
der Wortlaut des papiergebundenen Dokumentes der Satzung über den Bebauungsplan 
In O 225 - Kronprinzenviertel -  mit dem Beschluss des Rates vom _________________ 
übereinstimmt und, dass die Verfahrensvorschriften gemäß § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO 
eingehalten worden sind.

Dortmund, den

Oberbürgermeister
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Städtebaulicher Vertrag 
gemäß § 11 Baugesetzbuch 

 

Stand 08.10.2018 
 
 

zur Aufstellung des Bebauungsplanes In O 225 - Kronprinzenviertel -  
 
 

zwischen 
 
 

der Stadt Dortmund 
vertreten durch den Oberbürgermeister 

Friedensplatz 1, 44135 Dortmund 
- nachfolgend „Stadt“ genannt –  

 
 
 
 

und 
 

der beta Eigenheim- und Grundstücks- 
verwertungsgesellschaft mbH 

Hafenweg 4 
59192 Bergkamen 

vertreten durch den Geschäftsführer 
Herrn Dirk Salewski 

nachfolgend „Vorhabenträgerin“ genannt 
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- Präambel - 

 
Die beta Eigenheim- und Grundstücksverwertungsgesellschaft mbH (nachfolgend 
Vorhabenträgerin genannt) beabsichtigt in Abstimmung mit der Stadt, das Areal des 
ehemaligen Güterbahnhofs Süd im Stadtbezirk Innenstadt-Ost einer neuen baulichen Nutzung 
zu zu führen und hier ein neues Wohnquartier zu errichten. Das Areal grenzt im Westen an 
den Heiligen Weg als Haupterschließungsstraße, im Süden an die Bahntrasse der S-Bahnlinie 
S4, im Norden an die südlich der Kronprinzenstraße liegende Wohnbebauung und im Osten 
an das Gelände des Stellwerkes der Deutschen Bahn an der Düsseldorfer Straße. 
 
Die Stadt beabsichtigt die Aufstellung des Bebauungsplanes In O 225 - Kronprinzenviertel -, 
zu dem der Ausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen am 17.06.2009 den 
verfahrenseinleitenden Aufstellungsbeschluss gefasst hat. Der Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes ergibt sich aus dem diesem Vertrag als Anlage 3 beigefügten Lageplan. 
Städtebauliches Ziel des Vorhabens ist es, die circa 10,5 ha große und seit längerem 
brachliegende vormals gewerbliche genutzte Fläche ihrer innenstadtnahen Lage entsprechend 
als Wohnquartier mit ergänzenden Dienstleistungsfunktionen zu entwickeln. 
Die Grundlage für den Bebauungsplan ist das aus dem im Jahr 2004 durchgeführten 
Qualifizierungsverfahren hervorgegangene und seitdem weiterentwickelte städtebauliche 
Konzept des Büros pesch partner architekten stadtplaner. Es sieht im westlichen Abschnitt 
unter Einbindung des denkmalgeschützten ehemaligen Wasserturms am Heiligen Weg eine 
gemischte Nutzung aus Büros, Wohnungen und einer Tageseinrichtung für Kinder und im 
zentralen sowie östlichen Bereich eine Wohnbebauung, die um eine große öffentliche 
Grünfläche angeordnet ist. Insgesamt werden circa 630 Wohneinheiten realisiert werden 
können, von denen circa 150 Wohneinheiten im öffentlich geförderten Wohnungsbau 
entstehen. Neben der Kindertageseinrichtung als Wohnfolgeeinrichtung mit 
Versorgungsfunktion auch über das Quartier hinaus sollen die beiden im Plangebiet zu 
errichtenden öffentlichen Grünflächen als Spielflächen angelegt werden, um die im Quartier 
entstehenden Bedarfe zu decken. Das Plangebiet befindet sich in unmittelbarer Nachbarschaft 
zum Dortmunder Großmarkt als gewerblicher Nutzung mit einem nächtlichen 
Betriebsschwerpunkt, so dass ein größtenteils 16 m hohes Lärmschutzbauwerk zum Schutz 
der geplanten mehrgeschossigen Bebauung erforderlich ist. 
Über die quartiersinternen Straßen- und Wegebaumaßnahmen hinaus sind weitere 
Erschließungsmaßnahmen zur Anbindung des Wohnquartieres an das umgebende Straßen- 
und Wegenetz erforderlich. Zu diesen zählen eine Fußgängerampel am Heiligen Weg, eine 
barrierefreie Treppen- und Rampenanlage zur circa 8 m niedriger liegenden 
Kronprinzenstraße sowie eine Notzufahrt zur Düsseldorfer Straße über das Bahnstellwerk. 
Die Energieversorgung des geplanten Wohnquartiers soll im wesentlichen über einen 
Anschluss an das Dortmunder Fernwärmenetz gewährleistet werden. 
 
Die Stadt Dortmund (nachfolgend Stadt genannt) und die Vorhabenträgerin schließen zur 
Sicherung der von der Vorhabenträgerin zu erbringenden Leistungen und ihrer weiteren 
Pflichten sowie zur Regelung von Erschließungs- und Folgelasten und zur Sicherung der 
städtebaulichen Qualität des Vorhabens den nachfolgenden Städtebaulichen Vertrag auf der 
Grundlage des § 11 Baugesetzbuch (BauGB). 
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§ 1 
Vertragsgebiet 

 
(1) Das Vertragsgebiet umfasst den Bereich östlich der Straße „Heiliger Weg“ und 

westlich des Stellwerksgeländes der Deutschen Bahn an der Kronprinzenstraße bzw. 
Düsseldorfer Straße /Im Defdahl und wird im Süden durch die Bahntrasse der S-
Bahnlinie S 4 begrenzt. Die nördliche Grenze des Plangebietes entspricht im Westen 
der Nordseite der ehemaligen Ladestraße zum Güterbahnhof und verläuft dann weiter 
nördlich entlang der Böschung zur bestehenden Bebauung entlang der Südseite der 
Kronprinzenstraße. Zusätzlich zählen zum Vertragsgebiet ein Teilbereich der Straße 
„Heiliger Weg“ bzw. des Grundstückes Gemarkung Dortmund, Flur 30, Flurstück Nr. 
491, ein Teilbereich des zwischen dem ehemaligen Güterbahnhofsgelände und der 
Kronprinzenstraße gelegenen Grundstückes Gemarkung Dortmund, Flur 30, Flurstück 
Nr. 43, ein Teilbereich der Kronprinzenstraße (Flur 30, Flurstücke Nr. 743, 744 
teilweise) sowie Teile des Stellwerksgeländes bzw. Grundstückes Gemarkung 
Dortmund, Flur 30, Flurstück Nr. 646. Nicht zum Vertragsgebiet gehört das 
Grundstück Gemarkung Dortmund, Flur 30, Flurstück Nr. 506 mit dem ehemaligen 
Wasserturm am Heiligen Weg sowie das Grundstück Gemarkung Dortmund, Flur 30, 
Flurstück Nr. 555. Beide Grundstücke befinden sich weder im Eigentum der 
Vorhabenträgerin noch der Stadt.  
Das Vertragsgebiet entspricht damit dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes In O 
225 - Kronprinzenviertel - zuzüglich eines für die Errichtung einer Querungshilfe und 
Lichtsignalanlage benötigten Teilbereiches des Heiligen Wegs sowie der Trasse für 
die Errichtung einer Notzufahrt für Rettungsfahrzeuge von der Düsseldorfer Straße 
über das Stellwerkgelände zum östlichen Ende der im Bebauungsplan In O 225 
festgesetzten Planstraße F und abzüglich des Grundstückes mit dem Wasserturm und 
eines Teilstückes der im Bebauungsplan festgesetzten nördlichen Böschung (Flurstück 
Nr. 555). 

(2) Im einzelnen umfasst das Vertragsgebiet die Grundstücke Gemarkung Dortmund, Flur 
30, Flurstücke Nr. 684, Flurstück Nr. 491 teilweise, Flurstücke Nr. 513, 518, 522, 524, 
525, 526, 527, Flurstück Nr. 646 teilweise, Flurstücke Nr. 743, 744 teilweise und 
Flurstück Nr. 43 teilweise. Das Vertragsgebiet geht aus dem zu diesem Vertrag 
gehörenden Lageplan (s. Anlage 1) hervor. 

(3) Die Vorhabenträgerin versichert, dass sie Eigentümerin der Grundstücke Gemarkung 
Dortmund, Flur 30, Flurstücke Nr. 684 sowie eines Grundstücksstreifens aus dem 
Flurstück Nr. 43, der sich in einer Breite von 5,10 m unmittelbar entlang der 
westlichen Grenze des Flurstückes von der nördlich angrenzenden Kronprinzenstraße 
(Gemarkung Dortmund Flur 30 Flurstück Nr. 744) bis zum südlich angrenzenden 
Flurstück Nr. 684 erstreckt, ist bzw. dass zu ihren Gunsten die Auflassung der 
vorgemerkten Flurstücke im Grundbuch vorgemerkt ist. 
[Der letztgenannte Grundstücksstreifen aus dem Flurstück Nr. 43 ist durch die 
Vorhabenträgerin erst im Juli 2018 erworben worden, so dass eine Grundstücksteilung 
und Bildung eines eigenständigen Flurstückes noch nicht erfolgt ist. Erfolgt die 
Grundstücksteilung und Bildung eines eigenständigen Flurstückes für diesen 
Grundstücksstreifen nach dem Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan In O 225 und 
noch vor Abschluss dieses Vertrages, erfolgt hierzu eine redaktionelle Anpassung.] 

(4) Die Stadt ist Eigentümerin der Grundstücke Gemarkung Dortmund Flurstück Nr. 491 
teilweise, Flurstücke Nr. 513, 518, 522, 524, 525, 526, 527, auf denen sich die 
Vorhabenträgerin im Rahmen dieses Vertrages zur Erbringung von Leistungen 
verpflichtet. 
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(5) Das Grundstück Gemarkung Dortmund Flurstück Nr. 646 befindet sich im Eigentum 
der Deutsche Bahn Netz AG, Duisburg (nachfolgend DB Netz AG genannt). Die DB 
Netz AG ermächtigt im Rahmen eines zwischen der DB Netz AG und der Stadt bis 
zum Inkrafttreten des Bebauungsplanes abzuschließenden Gestattungsvertrages die 
Stadt, die Errichtung der hier vorgesehenen Notzufahrt durch die Vorhabenträgerin 
vornehmen zu lassen. 

 
§ 2 

Gegenstand des Vertrages 
 
(1) Der Vertrag wird mit der Vorhabenträgerin als Eigentümerin der in der Anlage 1             

gekennzeichneten Grundbesitzflächen innerhalb des Bebauungsplanes In O 225 – 
Kronprinzenviertel – geschlossen. 

 
(2) Gegenstand des Vertrages sind die Realisierung des in dem aufzustellenden 

Bebauungsplan In O 225 - Kronprinzenviertel - planungsrechtlich angelegten 
Wohnquartiers samt Wohnfolge- und Infrastruktureinrichtungen als städtebauliches 
Vorhaben und diesbezügliche Rahmenbedingungen, Maßnahmen, Leistungen und 
Verpflichtungen der Vorhabenträgerin. 
Im einzelnen umfasst dieser Vertrag folgende Regelungsinhalte zu folgenden Themen: 

 
•  Bodensanierung, Umsetzung des Sanierungsplanes (vgl. § 3 dieses Vertrages) 
•  Notzufahrt im Osten zur Düsseldorfer Straße (vgl. § 5 dieses Vertrages) 
•  Erweiterung der Planstraße A im Falle der Beseitigung der Stützwand (vgl. § 6 

dieses Vertrages) 
•  Errichtung eines Fußgängerüberwegs in der Kronprinzenstraße 
•  Überflutungsschutz (vgl. § 8 dieses Vertrages) 
•  25%-Regelung, öffentlich geförderter Wohnungsbau (vgl. § 9 dieses 

Vertrages) 
•  Passive Lärmschutzmaßnahmen gegen Verkehrslärm (vgl. § 10 diese 

Vertrages) 
•  Lärmschutzbauwerk – Errichtung (vgl. § 11 dieses Vertrages) 
•  Unterhaltung des Lärmschutzbauwerkes (vgl. § 12 dieses Vertrages) 
•  Baumschutzvorkehrungen (vgl. § 13 dieses Vertrages) 
•  Errichtung zweier öffentlicher Kinderspielflächen (vgl. § 14 dieses Vertrages) 
•  Errichtung einer Tageseinrichtung für Kinder (vgl. § 15 dieses Vertrages) 
•  Sicherung architektonischer Qualitäten (vgl. § 16 dieses Vertrages) 
•  Energieeffizienz, Energiekonzept (vgl. § 17 dieses Vertrages), 
•  Abstellflächen für Fahrräder und Mobilitätshilfen (vgl. § 18 dieses Vertrages). 

 
(3) Die Planung und Herstellung der im Bebauungsplan festgesetzten öffentlichen 

Erschließungsstraßen sowie öffentlichen Fuß- und Radwege inklusive der Herstellung 
der Straßenbeleuchtungseinrichtung, der Beschilderung und Markierung, der 
Pflanzmaßnahmen in öffentlichen Verkehrsflächen, der Straßenentwässerung sowie 
der öffentlichen Kanal- und Entwässerungsanlagen wird in einem gesonderten mit der 
Stadt abzuschließenden städtebaulichen Vertrag über die Erschließung 
(Erschließungsvertrag) inklusive der Ausbaustandards und Ausschreibungs- und 
Vergabemodalitäten geregelt (vgl. § 4 dieses Vertrages). Der abzuschließende 
Erschließungsvertrag enthält auch über den Geltungsbereich des aufzustellenden 
Bebauungsplanes In O 225 hinausgehende Maßnahmen (Lichtsignalanlage Heiliger 
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Weg), zu deren Durchführung auf eigene Kosten sich die Vorhabenträgerin zu 
verpflichten beabsichtigt. 

 
(4) Dem Vertrag werden folgende Anlagen beigefügt: 
 

Anlage 1) Lageplan mit Vertragsgebiet und Eintragung der Flächenanteile 
der Vorhabenträgerin 

Anlage 2) Städtebauliches Konzept, Pesch&Partner, Dortmund 
Anlage 3) Übersichtsplan 
Anlage 4) Bebauungsplan In O 225 - Kronprinzenviertel - 
Anlage 5) Begründung (Teile A und B) zum Bebauungsplan 
Anlage 6) Sanierungsplan mit Verbindlichkeitserklärung vom 11.10.2017 
Anlage 7) Lageplan zum Erschließungsvertrag 
Anlage 8) Entwurf Gestattungsvertrag zur Notzufahrt mit Lageplan 

Trassenentwurf 
Anlage 9) Lageplan Stützwand mit Gehweg südlich Planstraße A 
Anlage 10) 25%-Vereinbarung mit Lageplan Flächen für öffentlich 

geförderten Wohnungsbau 
Anlage 11)  Schalltechnisches Gutachten Teil 3 zur Ermittlung der Kosten 

für straßenverkehrsbedingte passive Schallschutzmaßnahmen 
Anlage 12)  Schnittzeichnung Lärmschutzbauwerk 
Anlage 13)  Lageplan Flächen Lärmschutzbauwerk 
Anlage 14)  Unterhaltungs- und Benutzungsordnung Lärmschutz 
Anlage 15) Lageplan zu erhaltender Bäume (Nordböschung und Linden) 
Anlage 16) Planungskostenberechnung Spielflächenplanung 
Anlage 17) Lageplan Fläche für eine Tageseinrichtung für Kinder 
Anlage 18) Lageplan Bauvorhaben für Gestaltungsbeirat 
Anlage 19) Lageplan Außenanlagen Lindenhof 
Anlage 20) Vollmacht des Unterschriftsberechtigten 
 Herrn Dirk Salewski (Auszug Handelsregister) 
 
 

§ 3 
Bodensanierung 

 
(1) Der gesamte Planbereich des Bebauungsplanes In O 225 ist aufgrund seiner früheren 

gewerblichen Nutzung und der im Rahmen von Bodengutachten festgestellten 
künstlichen Auffüllungen mit Schadstoffgehalten als Altlastenverdachtsfläche im 
Bebauungsplan gekennzeichnet. 
Die Realisierung der im Bebauungsplan festgesetzten Baugebiete inklusive der 
zugehörigen privaten Freiflächen (z.B. Gärten) sowie privaten Erschließungsflächen, 
der öffentlichen Verkehrsflächen inklusive der Verkehrsgrünflächen und der 
öffentlichen Kinderspielflächen setzt nutzungsbezogene Bodensanierungsmaßnahmen 
voraus. 
 
Die entsprechenden Bodensanierungsmaßnahmen sind in dem durch das 
Ingenieurbüro Dr. Heckemanns & Partner, Essen erstellten Sanierungsplan gemäß § 
13 BBodSchG "Aufbereitung des Geländes ehemaliger Gbf. DO-Süd Dortmund 
Kronprinzenviertel“ vom 16.06.2017 festgelegt worden. Der Sanierungsplan wurde 
per Bescheid durch die Untere Bodenschutzbehörde der Stadt am 11.10.2017 mit 
Nebenbestimmungen für verbindlich erklärt. 
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(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die in oben genanntem Sanierungsplan 

festgelegten Maßnahmen zur Bodenaufbereitung durchzuführen und die in der 
bodenschutzrechtlichen Verbindlichkeitserklärung vom 11.10.2017 zum 
Sanierungsplan enthaltenen Nebenbestimmungen umzusetzen (siehe Anlage 6). 
In diesem Zusammenhang ist auf die im Sanierungsplan und der 
bodenschutzrechtlichen Verbindlichkeitserklärung angeführten 
Baumschutzmaßnahmen hinzuweisen, die Gegenstand der in § 13 dieses Vertrages 
getroffenen Regelungen sind. 
 
 

§ 4 
Erschließung 

 
(1) Der Vorhabenträgerin ist bekannt, dass vor Realisierung der geplanten 

Hochbaumaßnahmen innerhalb der Grundstücksflächen der Vorhabenträgerin im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes In O 225 der Abschluss eines Städtebaulichen 
Vertrages über die Erschließungsmaßnahmen auf öffentlichen Verkehrsflächen mit 
dem Tiefbauamt der Stadt Dortmund (Erschließungsvertrag) erforderlich ist. 

 
(2) Gegenstand des Erschließungsvertrages „Kronprinzenviertel“ gemäß § 11 BauGB ist 

die Planung und Herstellung der öffentlichen Erschließungsmaßnahmen gemäß 
Anlage 7 dieses Vertrages. Der Erschließungsvertrag wird zwischen der 
Vorhabenträgerin und dem Tiefbauamt der Stadt Dortmund abgeschlossen. 

 
 

§ 5 
Notzufahrt 

 
(1) Um die Erreichbarkeit des Plangebietes für Rettungsfahrzeuge von der Düsseldorfer 

Straße im Osten sicherzustellen, ist die Errichtung einer Notzufahrt über das 
Stellwerkgelände (Grundstück Gemarkung Dortmund, Flur 30, Flurstück 646) der 
Deutschen Bahn erforderlich. Zwischen der Deutschen Bahn Netz AG (DB Netz AG) 
und der Stadt ist bis zum Inkrafttreten des Bebauungsplanes In O 225 ein 
Gestattungsvertrag (Entwurf siehe Anlage 8) abzuschließen, in dessen Rahmen die DB 
Netz AG der Stadt Dortmund gestattet, die Notzufahrt für Rettungsfahrzeuge auf oben 
genanntem Grundstück herzustellen und zu benutzen. Im Rahmen des 
Gestattungsvertrages wird der Stadt erlaubt, die Errichtung der Notzufahrt auf Dritte, 
d.h. auch auf die Vorhabenträgerin, zu übertragen. 
 

(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich in Kenntnis der Regelungen des o.g. 
Gestattungsvertrages, die Notzufahrt in einer Breite von 5,50 m inklusive 
Beleuchtung, Versickerungsflächen für Niederschlagswasser sowie eine Einfriedung 
mit einem Gittermattenzaun auf eigene Kosten in einvernehmlicher Abstimmung mit 
dem Tiefbauamt der Stadt und der DB Netz AG als Gestattungsgeberin herzustellen 
(Entwurf siehe Anlage 8). 
 

(3) Für die Herstellung der Notzufahrt hat die Vorhabenträgerin eine Sicherheitsleistung 
zu hinterlegen (vgl. § 20 dieses Vertrages). Grundlage für die Sicherheitsleistung sind 
die gemäß Kostenschätzung des Tiefbauamtes der Stadt voraussichtlich anfallenden 
Ausbaukosten in Höhe von 100.000 € brutto. 
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Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich darüber hinaus, die seitens der DB Netz AG für 
den Abschluss des in Absatz 1 genannten Gestattungsvertrages der Stadt in Rechnung 
gestellten Gebühren in Höhe von voraussichtlich 4.403 € brutto zu übernehmen. 

(6) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, auf eigene Kosten ausschreibungsfähige 
Planunterlagen für die Herstellung der Notzufahrt im Einvernehmen mit dem 
Tiefbauamt der Stadt erstellen zu lassen und die Auftragsausschreibung der 
entsprechenden Bauleistungen durch das Vergabe- und Beschaffungszentrum der Stadt 
gemäß folgendem Verfahren durchführen zu lassen: 

� Die Planung der Erschließungsanlagen einschließlich Überflutungsnachweis, die 
Erstellung der Ausschreibungsunterlagen, die Beauftragung der Leistungen und 
die Ausführung erfolgen durch die Vorhabenträgerin nach den einschlägigen 
Richtlinien, Regelwerken, den aktuellen Standard-Leistungsverzeichnissen der 
Stadt, den Zusätzlichen Technischen Vorschriften (ZTV) sowie den Richtlinien für 
den Straßenbau, den FFL-Empfehlungen für Baumpflanzungen 
(Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V.) und den 
Vertragsbedingungen des Tiefbauamtes der Stadt bzw. Stadtentwässerung sowie 
nach den Vorschriften der VOB, Teile A, B, C, in der zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses geltenden Fassung. 

� Die Ausführungspläne sind der Stadt in zweifacher Ausfertigung und einmal auf 
elektronischem Datenträger (im GIS Shape-Format (alternativ Dxf-Format) und 
Adobe Acrobate-PDF-Format) zur Genehmigung vorzulegen. Ein Exemplar und 
der Datenträger sind zum Verbleib bei der Stadt bestimmt. Nach Abschluss der 
Straßenentwurfsplanbearbeitung durch die Vorhabenträgerin und erfolgter 
Genehmigung der Planvorlagen (Zustimmungsvermerk) durch das Tiefbauamt der 
Stadt sind dem Tiefbauamt auf Anfrage weitere Ausdrucke der 
Entwurfsplanungsvorlagen von der Vorhabenträgerin zur Verfügung zu stellen. 

� Die Leistungsbeschreibungen sowie etwaige besondere Vertragsbedingungen der 
Vorhabenträgerin sind mindestens einen Monat vor dem beabsichtigten Versand 
der Vergabeunterlagen der Stadt (Tiefbauamt, Bereich Bau, Fachsparte Straßenbau 
- 66/4-1 - sowie dem zuständigen Planungsteam der Stadtentwässerung bei 
Herstellung von Entwässerungsanlagen) zur Prüfung und Genehmigung 
vorzulegen. Soweit die Unterlagen nach Auffassung der Stadt nicht 
genehmigungsfähig sind, hat die Vorhabenträgerin diese entsprechend den 
Vorgaben zu überarbeiten und erneut vorzulegen. Für eventuelle zeitliche 
Verzögerungen übernimmt die Stadt keine Verantwortung. Eine Teilung der 
Leistungen in mehrere Ausschreibungen ist nur im Rahmen der Vorschriften der 
VOB, Teil A, gestattet und bedarf der Zustimmung der Stadt. 

� Nach Freigabe der Leistungsbeschreibungen, -verzeichnisse und sonstigen 
Unterlagen werden diese vom Tiefbauamt der Stadt an das Vergabe- und 
Beschaffungszentrum übergeben, damit von dort das Vergabeverfahren eingeleitet 
werden kann. Das Vergabe- und Beschaffungszentrum stimmt sich nach Erhalt der 
Unterlagen mit der Vorhabenträgerin über die Terminplanung des 
Vergabeverfahrens und die bei freihändigen Vergaben und beschränkten 
Ausschreibungen anzuschreibenden Bieter ab. Die technische Wertung von 
Nebenangeboten erfolgt, gegebenenfalls unter Einbeziehung der Vorhabenträgerin, 
durch die jeweiligen Fachsparten des Tiefbauamtes bzw. unter Beteiligung der 
Stadtentwässerung der Stadt. Das Vergabe- und Beschaffungszentrum erstellt den 
Vergabevermerk inklusive Vergabevorschlag. Die Genehmigung zur 
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Auftragserteilung erfolgt durch das Tiefbauamt der Stadt (Bereich Bau, Fachsparte 
Straßenbau - 66/4-1) und wird schriftlich erteilt. 

� Die Verkehrssicherungs- und Unterhaltungspflicht verbleibt bis zur mängelfreien 
Abnahme der Notzufahrt durch das Tiefbauamt der Stadt bei der 
Vorhabenträgerin. Die Vorhabenträgerin kann die Verkehrssicherungs- und 
Unterhaltungspflicht auf ihre Bauunternehmen übertragen. 

 
 

§ 6 
Stützwand südlich Planstraße A 

 
(1) Das im Bebauungsplan In O 225 für eine Neubebauung vorgesehene Areal östlich des 

denkmalgeschützten Wasserturms, d.h. das Teilbaugebiet MI1 des Mischgebietes 
sowie insbesondere der westliche Bereich des Baugebietes WA5, liegt bis zu mehrere 
Meter höher als die nördlich verlaufende Planstraße A. Eine Stützwand fängt das 
höher gelegene Areal gegenüber der Planstraße A ab. Der im Rahmen des mit der 
Stadt abzuschließenden Erschließungsvertrages vorgesehene Straßenausbau sieht unter 
Berücksichtigung des Bestandes dieser Stützwand einen Straßenausbau vor, der auf 
einer Länge von circa 150 m nur einen nördlichen Gehweg und ein circa 1,00 m 
breites Schrammbord im Süden entlang der Stützwand umfasst. Ein zweiter südlicher 
Gehweg mit einer Breite von 2,50 m wird seitens der Stadt für die Verbesserung der 
fußläufigen Erschließung des Plangebietes als erforderlich angesehen. Die 
Vorhabenträgerin sieht nach erneuter Prüfung nunmehr die Beseitigung der Stützwand 
im Zuge der Bodensanierungsmaßnahmen für die Bereiche MI1 und WA5 vor. 

 
(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die südlich der Planstraße A verlaufende 

Stützwand im Rahmen der Bodensanierungsmaßnahmen in den (Teil-) Baugebieten 
MI1 und WA5 auf eigene Kosten in dem in Anlage 9 gekennzeichneten Abschnitt 
vollständig abzubrechen und zu beseitigen. 
 

(3) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, im Zuge der Beseitigung der Stützwand den 
für den Straßenausbau der öffentlichen Planstraße A zur Verfügung stehenden 
Straßenraum gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplanes zu erweitern und anstelle 
des - gemäß dem zwischen ihr und der Stadt abzuschließenden Erschließungsvertrag 
und der diesem zugrunde liegenden Straßenausbauplanung - auf der Südseite der 
Planstraße A vorgesehenen Schrammbordes einen öffentlichen Gehweg mit einer 
Breite von 2,50 m nach Maßgabe des Tiefbauamtes auszubauen. 
Dabei sind neue straßenseitige Stützwände oder Tiefgaragenaußenwände soweit nach 
Süden versetzt zu errichten, dass sie südlich der im Bebauungsplan festgesetzten 
südlichen Straßenbegrenzungslinie der Planstraße A stehen. Die entsprechenden 
Baumaßnahmen führt die Vorhabenträgerin auf eigene Kosten und nach vorheriger 
einvernehmlicher Abstimmung mit der Stadt (Tiefbauamt, Untere 
Bodenschutzbehörde des Umweltamtes, Ordnungsamt) durch. 
 

(4) Die Erstellung und Abstimmung der Straßenentwurfsplanung mit der Stadt, die 
Ausschreibung der Bauleistungen ist gemäß der Regelungen des § 5 Abs. 6 dieses 
Vertrages durchzuführen. 
 

(5) Die Vorhabenträgerin beabsichtigt, den ausgebauten Gehweg (-abschnitt) kosten- und 
lastenfrei an die Stadt Dortmund zu übertragen und hierzu einen 
Grundstücksübertragungsvertrag mit der Stadt abzuschließen. Mängelfrei fertig 
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gestellte Abschnitte des Gehweges werden von der Stadt (Tiefbauamt) abgenommen 
und in ihre Baulast übernommen. Die (teilweise) versetzte Stützwand bleibt im 
Eigentum der Vorhabenträgerin bzw. ihrer Rechtsnachfolger. 
 

 
§ 7 

Fußgängerüberweg Kronprinzenstraße 
 

(1) Die geplante fußläufige Anbindung des neuen Wohnquartiers „Kronprinzenviertel“ an 
das nördlich gelegene Gerichts- und Kaiserstraßenviertel erfolgt insbesondere über den 
im Bebauungsplan In O 225 festgesetzten öffentlichen Fuß- und Radweg F+R3. Sollten 
die durch die Stadt (Stadtplanungs- und Bauordnungsamt) überschlägig prognostizierten 
zusätzlichen Fußgängerverkehre aus dem neuen Wohnquartier diese Wegeverbindung 
nutzen, würden voraussichtlich die rechtlichen Voraussetzungen für einen 
Fußgängerüberweg nach der Realisierung des geplanten Wohnquartiers vorliegen. Das 
tatsächliche Vorliegen der Voraussetzungen der Richtlinien für die Anlage und 
Ausstattung von Fußgängerüberwegen (R-FGÜ) ist im Rahmen einer Verkehrszählung 
nach erfolgter Bebauung im Bebauungsplan In O 225 zu prüfen. 

 
(2) Die Stadt (Straßenverkehrsbehörde, Tiefbauamt) führt in eigener Regie, sobald circa 

500 – 600 Wohneinheiten im Plangebiet errichtet und bezogen wurden, eine 
Verkehrszählung zur Prüfung der gemäß den R-FGÜ erforderlichen Verkehrszahlen als 
Voraussetzung für einen Fußgängerüberweg im Bereich der Kronprinzenstraße durch. 
Die Stadt teilt der Vorhabenträgerin das Ergebnis der Verkehrszählung und ihre 
Bewertung, ob ein Fußgängerüberweg erforderlich ist, mit. 

 
(3) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, auf eigene Kosten einen Fußgängerüberweg 

nach den Vorgaben des Tiefbauamtes der Stadt im Bereich der Kronprinzenstraße zu 
errichten, falls im Rahmen der in Absatz 2 vereinbarten Verkehrszählung das Vorliegen 
der straßenverkehrsrechtlichen Voraussetzungen für einen Fußgängerüberweg und die 
Notwendigkeit eines Fußgängerüberwegs durch die Straßenverkehrsbehörde der Stadt 
festgestellt wird. Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, den Fußgängerüberweg binnen 
von sechs Monaten nach erfolgter schriftlicher Mitteilung durch die Stadt zu errichten. 

 
(4) Für die Herstellung des Fußgängerüberwegs (Fahrbahnmarkierung, 

Bordsteinabsenkungen, Beleuchtung) hat die Vorhabenträgerin eine Sicherheitsleistung 
zu hinterlegen (vgl. § 20 dieses Vertrages). Grundlage für die Sicherheitsleistung sind 
die gemäß Kostenschätzung des Tiefbauamtes der Stadt voraussichtlich anfallenden 
Ausbaukosten in Höhe von 15.000 € brutto. 

 
(5) Die Erstellung und Abstimmung der Straßenentwurfsplanung mit der Stadt sowie die 

Ausschreibung der Bauleistungen sind gemäß der Regelungen des § 5 Abs. 6 dieses 
Vertrages durchzuführen. 

 
 
 
 
 

§ 8 
Überflutungsschutz 
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(1) Der Bebauungsplan In O 225 umfasst entlang seiner nördlichen Geltungsbereichsgrenze 
eine gegenüber den nördlich angrenzenden und niedriger liegenden privaten 
Grundstücken - größtenteils Privatgärten - bis zu 8 m hohe Böschung. 

 
(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, im Baugenehmigungsverfahren für jedes 

Bauvorhaben (auch mit weniger als 800 qm zu versiegelnder Grundstücksfläche) in den 
Baugebieten WA7, WA8, WA 1 nördlich der Planstraßen C, D, F einen 
Überflutungsschutznachweis gemäß DIN 1986-100 zu erbringen und nachzuweisen, 
dass auch im Falle von Starkregenereignissen kein Abfluss von Niederschlagswasser 
über die im Bebauungsplan als Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen 
(Textfestsetzung § 9 9.1 „Erhaltung des Baumbestandes und Ersatzpflanzungen“) 
festgesetzte Böschung erfolgt. 

 
(3) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, Maßnahmen zur Vermeidung eines 

entsprechenden Abfluss von Niederschlagswasser nach einvernehmlicher Abstimmung 
mit dem Eigenbetrieb Stadtentwässerung und dem Umweltamt der Stadt (Untere 
Bodenschutzbehörde und Untere Naturschutzbehörde) umzusetzen, falls diese seitens 
des Eigenbetriebs Stadtentwässerung für erforderlich gehalten werden. Sollte der 
Überflutungsschutz nur mit technischen Möglichkeiten (Retention, Rückhaltung, 
Objektschutz) möglich sein, wird dieser durch die Vorhabenträgerin auf eigene Kosten 
errichtet. 

 
(4) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, Ersatzpflanzungen von Bäumen in der im 

Bebauungsplan als Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen in der festgesetzten 
Böschung gemäß der Textfestsetzung § 9 9.1 „Erhaltung des Baumbestandes und 
Ersatzpflanzungen“ in einvernehmlicher Abstimmung mit dem Umweltamt der Stadt 
vorzunehmen, falls zum Überflutungsschutz der nördlich angrenzenden 
Privatgrundstücke erforderliche technische Maßnahmen Baumfällungen erfordern. 

 
 

§ 9 
25% - Regelung – öffentlich geförderter Wohnungsbau 

 
(1) Gemäß Beschluss des Rates der Stadt Dortmund vom 01.09.1994 (sogenannte 25%-

Regelung) sind zur Förderung des öffentlich geförderten Mietwohnungsbaus 
vorrangig Planungsverfahren für solche Bereiche durchzuführen, in denen die Stadt 
eigenen Grundbesitz hat oder in denen der Stadt in angemessenem Umfang 
Grundstücke zu günstigen Konditionen zur Verfügung gestellt werden. 
Der Rat der Stadt Dortmund hat in Ergänzung hierzu am 10.04.2014 beschlossen, dass 
bei Wohnbauflächenentwicklungen in der Regel 25 % der geplanten Wohneinheiten 
für den geförderten Mietwohnungsneubau vorzusehen sind. Darüber hinaus ist der 
Umsetzungsvariante der 25%-Regelung des Ratsbeschlusses vom 01.09.1994 Vorrang 
einzuräumen, bei der als Äquivalent zur Abgabe privater Flächen an die Stadt Bauland 
in angemessenem Umfang zu wirtschaftlich verträglichen Konditionen für den 
öffentlich geförderten Wohnungsbau (für Dritte) bereitzustellen ist. 

 
(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich dem Ratsbeschluss vom 10.04.2014 

entsprechend, circa 150 der insgesamt circa 630 im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes In O 225 geplanten Wohneinheiten für den öffentlich geförderten 
Wohnungsbau zu errichten und vorzusehen. Die Vorhabenträgerin wird hierzu zeitnah 
bis zum Inkrafttreten des Bebauungsplanes In O 225 eine Vereinbarung (siehe Anlage 
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10) mit dem Liegenschaftsamt der Stadt treffen, im Rahmen derer sie sich verpflichtet, 
im Plangebiet Mehrfamilienhäuser als öffentlich geförderte Mietwohnungsbauten mit 
insgesamt circa 150 Mietwohnungen zu errichten. 
 

(3) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Stadt den Satzungsbeschluss 
über den Bebauungsplan In O 225 und damit das Inkrafttreten desselben vom 
voranzugehenden rechtswirksamen Abschluss der in Absatz 2 genannten 
Vereinbarung abhängig macht. Die Vorhabenträgerin stellt die Stadt von eigenen 
Entschädigungsansprüchen sowie Entschädigungsansprüchen Dritter frei, sollte die 
Stadt den Bebauungsplan aufgrund des Nichtzustandekommens der o.g. Vereinbarung 
nicht in Kraft setzen. 

 
 

§ 10 
Passive Schallschutzmaßnahmen (Verkehrslärm) 

 
(1) Die durch den Bebauungsplan In O 225 zu erwartenden Zusatzverkehre führen gemäß 

der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan insbesondere entlang der 
bereits im status quo stark belasteten Hauptverkehrsstraßen Heiliger Weg und der 
Weißenburger Straße an einigen bestehenden Häusern zu einer erstmaligen oder 
weitergehenden Überschreitung von Lärmpegeln von 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) 
nachts. Trotz der Geringfügigkeit der planbedingten Pegelsteigerungen von deutlich 
unter 1 dB(A) ist in diesen Fällen aufgrund der Höhe der Lärmpegel sicherzustellen, 
dass gesunde Innenraumpegel gewahrt bleiben. Für die gutachterlich ermittelten 
Häuser (siehe Anlage 11), an denen - i.d.R. an der straßenzugewandten Seite - die 
oben beschriebenen Lärmpegel entstehen, liegt daher dem Grunde nach ein Anspruch 
auf passive Schallschutzmaßnahmen (z.B. Schallschutzfenster) aus dem 
Schallschutzfensterprogramm der Stadt vor. 
Die Stadt Dortmund führt ein Lärmschutzfensterprogramm, in dessen Rahmen 
erforderliche Schallschutzmaßnahmen gefördert werden. Ob im konkreten Fall 
tatsächlich ein Anspruch auf Förderung von Schutzmaßnahmen vorliegt, wird gemäß 
den Vorgaben der 24. BImSchV überprüft, d.h. auch unter Berücksichtigung der 
vorhandenen Fenster und Schutzwürdigkeit der Räume in diesen Gebäuden. 

 
(2) Dem Grunde nach anspruchsberechtigt sind gemäß der schalltechnischen 

Untersuchung zum Bebauungsplan In O 225 die Eigentümer folgender Häuser: 
 
Arndtstraße 9, 10, 12, 15, 
Brüderweg 65, 
Ernst-Mehlich-Straße 11, 13, 15, 
Hamburger Straße 1, 2, 6, 
Hans-Litten-Straße 12, 
Heiliger Weg 1, 3, 5, 7, 11, 15, 17, 32, 39, 41, 42, 43, 44, 45, 46, 47, 48, 49, 50, 52, 
                       54, 56, 58, 60 (Wasserturm u. südlicher Anbau), 63, 67, 68, 69, 71-75, 
Kaiserstraße 14, 20, 
Kleine Löwenstraße 1, 
Kronprinzenstraße 25, 
Löwenstraße 31, 
Lübecker Straße 1, 
Milchgasse 1, 
Olgastraße 2, 
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Prinz-Friedrich-Karl-Straße 3, 
Saarbrücker Straße 15, 
Schwanenwall 9, 
Weißenburger Straße: 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10-12, 15, 17, 22, 23, 24, 25-27, 26, 28, 
                                    29, 30, 31, 32, 33, 35-37. 
 

(3) Die passiven Schallschutzmaßnahmen werden wie folgt von der Stadt umgesetzt: 
 
� In der Bekanntmachung zum Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes In O 225 

- Kronprinzenviertel - werden die Adressen der unter Absatz 2) genannten 
Häuser veröffentlicht und die dem Grunde nach Anspruchsberechtigten 
aufgefordert, ihre Ansprüche über einen Antrag beim Umweltamt der Stadt 
geltend zu machen. Antragsberechtigt sind die Haus- und Wohnungseigentümer 
sowie entsprechend Erbbauberechtigte. 

� Auf Antrag der Anspruchsberechtigten jeweiligen Eigentümers prüft die Stadt in 
jedem Einzelfall, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang bzw. auf welche 
Weise Maßnahmen des passiven Schallschutzes erforderlich sind. Die Prüfung 
wird nach den Vorgaben der 24. Bundesimmissionsschutzverordnung (24. 
BImSchV - Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung) durchgeführt. 

� Ein Anspruch auf Erstattung besteht vom Zeitpunkt der Errichtung (Eingang der 
Fertigstellungsanzeige nach § 82 Abs. 4 BauO NRW beim Stadtplanungs- und 
Bauordnungsamt, Abteilung 5) des ersten Gebäudes im Bebauungsplanbereich 
an für einen Zeitraum von 3 Jahren zum Jahresende. Maßgeblich ist jeweils das 
Datum des Erstattungsvertrages. 

 
(4) Die Vorhabenträgerin zahlt zur Abgeltung der Ansprüche auf passive 

Schallschutzmaßnahmen einen Betrag in Höhe von 27.043 € an die Stadt. Der Betrag 
ist zu zahlen, vor der öffentlichen Bekanntmachung des als Satzung beschlossenen 
Bebauungsplanes In O 225 - Kronprinzenviertel -. Mit Zahlung des Betrages sind die 
Ansprüche der Stadt gegenüber der Vorhabenträgerin im Zusammenhang mit den 
passiven Schallschutzmaßnahmen gegen planbedingte Verkehrslärmsteigerungen 
abgegolten. Sollte der Betrag in diesem Zeitraum nicht gänzlich abgerufen werden, so 
geht der verbliebene Betrag in den allgemeinen städtischen Lärmfonds über. Die 
entsprechende Bankverbindung, auf die die Vorhabenträgerin den oben genannten 
Betrag einzahlen muss, wird die Stadt der Vorhabenträgerin rechtzeitig mitteilen. 

 
 

§ 11 
Lärmschutzbauwerk - Errichtung 

 
(1) Aufgrund der Nähe des Plangebietes des Bebauungsplanes In O 225 zu 

Gewerbebetrieben, die insbesondere südlich des Plangebietes ansässig sind, ist ein 
größtenteils 16 m hohes Lärmschutzbauwerk zum Schutz der geplanten Bebauung 
gegen gewerbliche Lärmeinwirkungen erforderlich. Das Lärmschutzbauwerk und 
seine im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisenden Eigenschaften sind im 
Bebauungsplan ebenso festgesetzt wie die Voraussetzung, dass das 
Lärmschutzbauwerk vollständig vor der Errichtung baulicher Anlagen im Plangebiet 
zu errichten ist. 

 
(2) Die Vorhabenträgerin ist sich darüber im klaren, dass ohne die vollständige Errichtung 

des Lärmschutzbauwerkes gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplanes keine 
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Errichtung baulicher Anlagen (mit Ausnahme des bereits genutzten Wasserturmes 
sowie der im baulichen Zusammenhang mit dem Lärmschutzbauwerk geplanten 
Gebäude in den Baugebieten WA2, MI4) im Plangebiet zulässig ist. 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, im Rahmen von Grundstücksveräußerungen 
ihre Käufer schriftlich hierüber zu informieren, und stellt die Stadt gegenüber 
etwaigen Entschädigungsansprüchen Dritter frei. 

 
(3) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich zur vollständigen Errichtung des im 

Bebauungsplan In O 225 festgesetzten Lärmschutzbauwerkes (siehe Anlage 4) auf 
eigene Kosten. 

 
(4) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, das Lärmschutzbauwerk gemäß der diesem 

Vertrag als Anlage 12 beigefügten Schnittzeichnung mit einem auf der Südseite des 
Lärmschutzbauwerks durchlaufenden Unterhaltungsweg mit einer Breite von 
mindestens 3,50m zu errichten. Der Unterhaltungsweg muss die Anforderungen an die 
erforderliche Tragfähigkeit für Schwerlastfahrzeuge mit einem Gewicht von 12,5 t 
aufweisen. Im Baugenehmigungsverfahren ist neben dem Nachweis der erforderlichen 
Statik der Wand auch der Nachweis zu erbringen, dass geeignete technische 
Maßnahmen zur Vermeidung eines Abflusses von Niederschlagswasser auf die südlich 
und nördlich angrenzenden Flächen vorgesehen werden. 

 
(5) Da gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplanes In O 225 zur Vermeidung einer 

verschattenden Wirkung das Lärmschutzbauwerk ab einer Höhe von 106,5 m über 
NHN (mögliche Sockelhöhe) in transparenter Form auszuführen ist, sind Maßnahmen 
gegen Vogelschlag zu treffen. Diese sind in Form einer entsprechenden Gestaltung 
beider Seiten der transparenten oder spiegelnden Bauteile des Lärmschutzbauwerkes 
(Muster, Markierungen, Materialien) vorzunehmen (siehe Texthinweis im 
Bebauungsplan). 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die entsprechende Gestaltung des 
Lärmschutzbauwerkes zur Vermeidung von Vogelschlag frühzeitig einvernehmlich 
mit der Stadt (Untere Naturschutzbehörde des Umweltamtes der Stadt) abzustimmen 
und im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. 

 
(6) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, vor der erstmaligen Inverkehrbringung des 

Lärmschutzbauwerkes oder Abschnitten des Lärmschutzbauwerkes eine 
Ingenieurbauwerksprüfung nach DIN 1076 in eigener Regie und auf eigene Kosten 
durchzuführen und diese Prüfung gegenüber der Stadt in Form einer schriftlichen 
Dokumentation nachzuweisen. Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich vor der 
erstmaligen Inverkehrbringung des Lärmschutzbauwerkes zur Beseitigung sämtlicher 
im Rahmen dieser Bauwerksprüfung festgestellter baulicher Mängel in eigener Regie 
und auf eigene Kosten und dem erneuten schriftlichen Nachweis eines mängellosen 
Zustandes des Lärmschutzbauwerkes nach DIN 1076 gegenüber der Stadt. 

 
 
 
 
 
 

§ 12 
Lärmschutzbauwerk - Unterhaltung 
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(1) Das im Bebauungsplan In O 225 als Schallschutzmaßnahme SSM1, SSM2, SSM3 
festgesetzte Lärmschutzbauwerk ist zur Abschirmung der gesamten im Plangebiet 
vorgesehenen Bebauung gegen Gewerbelärmimmissionen dauerhaft zu erhalten. 

 
(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, für die in Anlage 13 gekennzeichneten 

Flächen, auf denen das im Bebauungsplan In O 225 als Schallschutzmaßnahme SSM1, 
SSM2, SSM3 festgesetzte Lärmschutzbauwerk zu errichten ist, folgende beschränkte 
persönliche Dienstbarkeiten nach § 1018 BGB grundbuchlich zu Gunsten der Stadt 
Dortmund eintragen zu lassen: 
� „Der Eigentümer des Grundstücks ist verpflichtet, alle Tätigkeiten zu 

unterlassen, durch die das auf dem Grundstück zu errichtende 
Lärmschutzbauwerk inklusive der zugehörigen Unterhaltungswege verkleinert, 
beseitigt, beschädigt, zerstört werden oder die gemäß den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes In O 225 – Kronprinzenviertel - erforderliche schalldämmende 
Eigenschaft des Lärmschutzbauwerkes eingeschränkt oder beseitigt werden 
könnte. Eine andere Nutzung des Grundstücks als das gemäß den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes In O 225 vorgegebene Lärmschutzbauwerk ist zu 
unterlassen.“ 

� „Der Eigentümer des Grundstücks ist verpflichtet, die Unterhaltungswege des 
Lärmschutzbauwerkes jederzeit und dauerhaft freizuhalten und ihre Benutzung 
zum Zwecke der Kontrolle, Unterhaltung, Reinigung, Wartung, Instandhaltung, 
Reparatur und Wiederaufbau des Lärmschutzbauwerkes inklusive der 
zugehörigen Unterhaltungswege durch die Stadt Dortmund oder von ihr 
beauftragter Dritte zu dulden. “ 

� „Der Eigentümer des Grundstücks ist verpflichtet, Maßnahmen (wie z.B. 
Betreten) zur Kontrolle, Unterhaltung, Reinigung, Wartung, Instandhaltung, 
Reparatur und Wiederaufbau des Lärmschutzbauwerkes inklusive der 
zugehörigen Unterhaltungswege durch die Stadt Dortmund oder von ihr 
beauftragter Dritte zu dulden.“ 

 
(3) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, für die in Anlage 13 gekennzeichneten 

Flächen folgende Reallasten nach § 1105 BGB, § 1110 BGB grundbuchlich zu 
Gunsten der Stadt Dortmund eintragen zu lassen: 
� „Der Eigentümer des Grundstücks ist verpflichtet, das auf dem Grundstück zu 

errichtende Lärmschutzbauwerk inklusive der zugehörigen Unterhaltungswege 
und Entwässerungseinrichtung dauerhaft, mangelfrei und verkehrssicher zu 
erhalten und im Falle der Beschädigung oder Zerstörung oder einer sonstigen 
Einschränkung seiner gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplanes In O 225 - 
Kronprinzenviertel - der Stadt Dortmund erforderlichen lärmabschirmenden und 
lärmdämmenden Eigenschaften auf eigene Kosten zu reparieren und 
wiederherzustellen.“ 

� „Der Eigentümer des Grundstücks ist verpflichtet, das Lärmschutzbauwerk 
inklusive der zugehörigen Unterhaltungswege und Entwässerungseinrichtung in 
eigener Regie und auf eigene Kosten ordnungsgemäß zu unterhalten, zu pflegen 
und regelmäßig und mindestens in halbjährlichem Turnus bezüglich eventueller 
Mängel oder Schäden zu kontrollieren.“ 

� „Der Eigentümer des Grundstücks ist verpflichtet, alle zwei Jahre eine 
Bauwerksprüfung entsprechend der Vorgaben der DIN 1076 des auf seinem 
Grundstück liegenden Abschnittes des Lärmschutzbauwerkes in eigener Regie 
und auf eigene Kosten vorzunehmen und das Ergebnis dieser Prüfung 
unaufgefordert gegenüber dem Stadtplanungs- und Bauordnungsamt der Stadt 
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Dortmund in Form einer schriftlichen Dokumentation nachzuweisen. Werden im 
Rahmen dieser Prüfung oder auch unabhängig von dieser Mängel oder Schäden 
an dem Lärmschutzbauwerk festgestellt, ist der Eigentümer verpflichtet, diese 
unverzüglich zu beseitigen.“ 

� „Der Eigentümer des Grundstücks ist verpflichtet, eine Instandhaltungs- und 
Reparaturrücklage in Höhe von X €/qm [noch durch ausführendes Unternehmen 
i.A. der Vorhabenträgerin zu konkretisieren] sichtbarer Fläche der 
Lärmschutzwand des auf seinem Grundstück liegenden Abschnittes des 
Lärmschutzbauwerkes ständig und nur für diesen Zweck gebunden vorzuhalten.“ 

 
(4) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die in den Absätzen (2) und (3) aufgeführten 

grundbuchlichen Eintragungen auf eigene Kosten vor dem Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes In O 225 vorzunehmen und dem Stadtplanungs- und 
Bauordnungsamt schriftlich nachzuweisen. 

 
(5) Die vorstehend bestellte Dienstbarkeit und Reallast haben in Abteilung II erste 

Rangstelle, im übrigen nächstoffene Rangstelle zu erhalten, wobei die Dienstbarkeit 
Rang vor der Reallast hat. 
 

(6) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, ihre Rechtsnachfolger im Rahmen ihrer 
Kaufverträge zu verpflichten, für die Grundstücke, auf denen das Lärmschutzbauwerk 
und inklusive der zugehörigen Unterhaltungswege und Entwässerungseinrichtung 
gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplanes In O 225 - Kronprinzenviertel - 
(Flächen gemäß Anlage 13) errichtet wird, eine Eigentümergemeinschaft nach dem 
Modell der Bruchteilsgemeinschaft zu bilden und eine Unterhaltungs- und 
Benutzungsordnung gemäß Anlage 14 zu vereinbaren. Die Vorhabenträgerin 
verpflichtet sich, als Belastung des dem zukünftigen Erwerber verkauften 
Miteigentumsanteils im Grundbuch folgenden Vermerk gemäß § 1010 BGB 
einzutragen: „Die Aufhebung der Miteigentümergemeinschaft ist ausgeschlossen, es 
sei denn, es liegt ein wichtiger Grund vor (§ 749 Abs. 2 BGB). Es ist eine 
Verwaltungs- und Benutzungsregelung getroffen.“ 
 

(7) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, eine einmalige Sonderzahlung in Höhe von 
50.000 € als Basis für die durch die Eigentümergeme inschaft gemäß Absatz (6) zu 
bildende Instandhaltungs- und Reparaturrücklage zu leisten. 
 

(8) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die Verwaltung (auch der 
Miteigentümergemeinschaft) des Lärmschutzbauwerkes für einen Zeitraum von zehn 
Jahren ab Fertigstellung zu übernehmen. Sie kann sich dabei Dritter bedienen. 
 

(9) Ein alternatives Eigentümer- und Verwaltungsmodell zu dem in Absatz (6) geregelten 
Modell bedarf der schriftlichen Zustimmung der Stadt. Dies kann aus Sicht der Stadt 
im Falle des Erwerbs und der Verwaltung längerer Abschnitte des 
Lärmschutzbauwerks in einer Hand durch ein seriöses und solventes Unternehmen 
sinnvoll sein. 

 
 
 

§ 13 
Baumschutz 
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(1) Der Bebauungsplan In O 225 umfasst entlang seiner nördlichen Geltungsbereichsgrenze 
im Bereich der Böschung zahlreiche zu erhaltende Bestandsbäume sowie im 
Schnittpunkt der Planstraßen D, E, F zwei bestehende Lindenbäume, die ebenfalls zu 
erhalten sind. Die Bäume fallen teilweise unter die Dortmunder Baumschutzsatzung. 
Darüber hinaus gilt für die Bäume in der nördlichen Böschung ein im Bebauungsplan 
festgesetztes Erhaltungsgebot, das im Rahmen der Festsetzung der Böschung gemäß § 9 
Abs.1 Nr. 25 a und b BauGB als Fläche für Anpflanzungen und mit Bindungen für 
Bepflanzungen definiert ist. Die beiden Lindenbäume werden in eine zukünftige 
Straßenverkehrsgrünfläche integriert und hier aufgrund ihrer ortsbildprägender Wirkung 
zusätzlich als zu erhaltende Einzelbäume festgesetzt. 
In beiden Bereichen sind zumindest teilweise Bodensanierungsmaßnahmen 
durchzuführen, so dass der Baumerhalt durch geeignete Schutzmaßnahmen sicher zu 
stellen ist. Die Baumkrone und somit auch der Wurzelbereich von einigen in der als 
Fläche für Anpflanzungen und mit Bindungen für Bepflanzungen festgesetzten 
Nordböschung stehender Bäume ragt über die gemäß § 9 Abs.1 Nr. 25 a und b BauGB 
festgesetzte Fläche nach Süden hinaus. Auch für diese Wurzelbereiche sind im Rahmen 
der Bodensanierungsmaßnahmen geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen, die den 
festgesetzten Baumerhalt ermöglichen. 

 
(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die oben genannten zu erhaltenden 

Bestandsbäume vor schädlichen Einwirkungen, wie z.B. Abgrabungen, Aufschüttungen 
im Wurzelbereich, Schnittmaßnahmen im Kronenbereich, Verletzung der Rinde, 
baulichen Maßnahmen mit resultierender Versiegelung oder Verdichtung zu schützen. 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, nachfolgende Maßnahmen und Vorgaben auf 
eigene Kosten umzusetzen: 
� Die ausführenden Baufirmen sind vor Baubeginn durch die Vorhabenträgerin über 

den zu erhaltenden Baumbestand zu unterrichten und zu verpflichten, bei 
Baumaßnahmen die Vorgaben der DIN 18920 – Vegetationstechnik im 
Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen 
bei Baumaßnahmen - und der Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil: 
Landschaftspflege - Abschnitt 4: Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und 
Tieren bei Baumaßnahmen (RAS-LP4) umzusetzen. 

� Die erdbaulichen Arbeiten im Bereich der zu erhaltenden Bestandsbäume müssen 
unter der örtlichen Überwachung durch die Fachbauleitung eines hierfür 
qualifizierten Fachbetriebes des Garten- und Landschaftsbaus erfolgen. 

� Zum Schutz der zu erhaltenden Bäume (siehe Anlage 15) ist im Kronentraufbereich 
zuzüglich eines von der eingemessenen Krone aus gemessenen Abstandes von 
1,50 m der Oberboden in Handschachtung oder mit einem Absaugverfahren 
abzutragen. Wurzeln sind sorgfältig in Handschachtung oder durch Absaugung des 
Bodens freizulegen. Ist eine Kappung einzelner Wurzeln erforderlich, ist diese 
fachgerecht und unter Hinzuziehung geeigneter Maßnahmen durchzuführen, so 
dass die Lebensfähigkeit des betroffenen Baumes nicht beeinträchtigt wird. Sollte 
bei den Erd- oder Bauarbeiten durch den begleitenden Gutachter (siehe Absatz 3) 
oder die Stadt (Umweltamt) festgestellt werden, dass ein Wurzelvorhang 
erforderlich wird, verpflichtet sich die Vorhabenträgerin, diesen fachgerecht 
herstellen zu lassen. Anschließend ist für diesen Bereich (Kronentraufe + 1,50 m) 
ein Geogitter als Grabesperre und Signalschicht einzubauen. Danach erfolgt der 
Auftrag mit qualitätsgesichertem Boden, der die Vorsorgewerte gemäß Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) und die Zuordnungswerte Z0 
gemäß der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) einhält. Bei diesem 
aufzutragenden Oberboden muss es sich um ein spezielles Baumsubstrat oder einen 
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sonstigen leichten Boden handeln, der eine ausreichende Belüftung der zu 
erhaltenden Bäume ermöglicht. Das jeweilige Substrat ist mit dem Umweltamt der 
Stadt einvernehmlich abzustimmen. 

 
(3) Um den Schutz der zu erhaltenden Bäume und die fachgerechte Durchführung der 

Maßnahmen zur Vorsorge gegen Bodenverunreinigungen sicherzustellen, ist durch die 
Vorhabenträgerin auf eigene Kosten eine gutachterliche Begleitung der Baumaßnahmen 
mit den Schwerpunkten Altlastensanierung und Baumschutz (ökologische 
Baubegleitung) zu beauftragen. 
Zu den Aufgaben der ökologischen Baubegleitung gehören insbesondere: 
� die frühzeitige Abstimmung der Ausführungsplanungen für die sich ergebenden 

Maßnahmen mit der Stadt - Umweltamt - und die Einholung einer entsprechenden 
Genehmigung des Umweltamtes als Grundlage für den Bauantrag, 

� die frühzeitige Abstimmung der baumschonenden Baustelleneinrichtung und -
abwicklung (einschließlich Aufstellung eines Baukrans, Baggers, Radladers o.ä. 
Geräte) mit der Stadt - Umweltamt, 

� die Begleitung der Maßnahme, 
� die schriftliche und fotographische Dokumentation der Arbeiten sowohl zum 

Bodenaustausch als auch zum Baumschutz, die dem Umweltamt der Stadt 
nachzuweisen ist. 

 
 

§ 14 
Öffentliche Kinderspielflächen 

 
(1) Die im Bebauungsplan In O 225 angelegte Entwicklung des Wohnquartiers 

„Kronprinzenviertel“ mit zu erwartenden circa 630 Wohneinheiten - u.a. auch im 
Mehrfamilienhäusern - erfordert ein adäquates Angebot an Spielflächen. Der 
Bebauungsplan In O 225 weist der Spielflächenbedarfsrechnung des Jugendamtes der 
Stadt entsprechend zwei öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung 
„Spielplatz“ aus. Die größere und zentral gelegene Fläche besitzt eine Größe von 3.274 
m², während die kleinere unmittelbar an die beiden Bestandslinden angrenzende Fläche 
629 m² umfasst. 
Die größere Fläche mit 3.274 m² soll als Spielplatz der Kategorien A und B 
(Spielflächen für Jugendliche und Schulkinder) und die zweite kleinere Fläche als 
Spielplatz der Kategorie C (Spielflächen für Kleinkinder) dienen. Damit die Spielplätze 
die entsprechenden Funktionen gemäß der Dortmunder Spielflächenbedarfsplanung 
wahrnehmen können, ist eine adäquate Ausstattung mit Spielgeräten, Sitz- und 
Aufenthaltsgelegenheiten sowie Bepflanzungen erforderlich. Spielbereiche der 
Kategorie A für alle Altersgruppen müssen Möglichkeiten für Spiele im Sand, an 
Geräten sowie für Ball-, Lauf- und Bewegungsspiele bieten. Spielbereiche der 
Kategorie B vorzugsweise für schulpflichtige Kinder müssen Möglichkeiten für Sand- 
und Sandmatschspiele sowie für Geräte-, Ball-, Lauf- und Bewegungsspiele bieten. 
Spielbereiche der Kategorie C für Kleinkinder und jüngere Schulkinder müssen 
Einrichtungen zum Hangeln, Rutschen, Balancieren und Sandspiel aufweisen. 
 

(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die beiden Spielflächen nach vorheriger 
einvernehmlicher Abstimmung der Herrichtung, Gestaltung und Ausstattung mit der 
Stadt (Jugendamt (Büro für Kinderinteressen / Spielraumplanung, Spielplätze (BfK)) 
und Untere Bodenschutzbehörde des Umweltamtes) auf eigene Kosten planen und 
herstellen zu lassen. Bezüglich der Herstellungs- und Ausstattungskosten ab Planum 
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(d.h. ohne Bodensanierung, aber inklusive Spielgeräte, Möblierung, Pflanzmaßnahmen) 
ist nach überschlägiger Kostenschätzung durch das Tiefbauamt - Stadtgrün - der Stadt 
von einem Betrag von 390.300 € brutto (inklusive Um satzsteuer) (3.903 qm x 100 
€/qm) auszugehen. Bezüglich der Planungskosten ist nach überschlägiger 
Kostenschätzung durch das Tiefbauamt - Stadtgrün - der Stadt von einem Betrag von 
87.075 € brutto (inklusive Umsatzsteuer) auszugehen  (siehe Anlage 16). 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die als Voraussetzung für die Nutzung als 
Spielflächen erforderlichen Bodensanierungsmaßnahmen gemäß dem mit 
Nebenbestimmungen am 11.10.2017 für verbindlich erklärten Sanierungsplan zum 
Bebauungsplan In O 225 auf eigene Kosten durchführen und die gesamte Planung 
gemäß Leistungsphasen 1 – 9 der HOAI für die beiden Spielflächen auf eigene Kosten 
erstellen zu lassen. 

 Die Arbeiten sind von durch die Stadt zugelassenen Fachunternehmen auszuführen. 
 
(3) Als Sicherheit für die Errichtung der Kinderspielplätze hat die Vorhabenträgerin eine 

Sicherheitsleistung in Höhe der für die beiden Kinderspielflächen angesetzten 
Herstellungs-, Austattungs- und Planungskosten von insgesamt 477.375 € (390.300 € + 
87.075 €) brutto zu hinterlegen. (vgl. § 20 dieses Vertrages). Grundlage für die 
Sicherheitsleistung sind die gemäß Kostenschätzung des Tiefbauamtes - Stadtgrün - der 
Stadt zu erwartenden Kosten für die Herrichtung, Neugestaltung und Ausstattung der 
Spielplätze unter Berücksichtigung einer Kostenpauschale von 100 € brutto / qm sowie 
der Honorarkosten für die Planung 
Als Gewährleistungsfrist wird eine Dauer von 5 Jahren ab Übertragung der Spielflächen 
an die Stadt vereinbart. Für diesen Gewährleistungszeitraum ist eine 
Gewährleistungsbürgschaft in Höhe von 5 % der gesamten Herstellungs-, Austattungs- 
und Planungskosten (5 % von 477.375 € brutto = 23.8 69 €) zugunsten der Stadt zu 
hinterlegen. 
Die Stadt hat das Recht, die ersatzweise Herstellung der beiden Spielflächen unter 
Inanspruchnahme der oben genannten Sicherheitsleistung vorzunehmen, wenn kein 
Einvernehmen mit der Vorhabenträgerin über die Art und den Zeitpunkt der 
Herrichtung, Gestaltung und Ausstattung der beiden Spielflächen erzielt wird. 

 
(4) Für die Abstimmung der Herrichtung, Gestaltung und Ausstattung der beiden 

Spielflächen mit der Stadt ist nachfolgend beschriebene Vorgehensweise einzuhalten. 
� Die konkrete Gestaltung und Ausstattung der Spielflächen wird im Rahmen eines 

durch das Jugendamt der Stadt auf eigene Kosten durchzuführenden 
Beteiligungsverfahrens unter Beteiligung der im Einzugsbereich der Spielflächen 
wohnenden Kinder festgelegt. Es gelten zudem die Richtlinien des Landes NRW für 
den Ausbau von Kinderspielplätzen. 
Der konkrete Zeitpunkt der Kinderbeteiligung wird zwischen der Vorhabenträgerin 
und dem Jugendamt abgestimmt. Die Kinderbeteiligung soll spätestens nach Bezug 
von 1/3 der Wohnbebauung (d.h. circa 150 bis 200 Wohneinheiten) eingeleitet 
werden, um den im Wohnquartier entstehenden Spielflächenbedarf zeitnah zu 
decken. Damit es hier nicht zu Verzögerungen kommt, verpflichtet sich die 
Vorhabenträgerin das Jugendamt der Stadt zeitnah über den Baufortschritt und die 
Innutzungnahmen zu informieren. 

� Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, auf eigene Kosten ein qualifiziertes 
Landschaftsarchitekturbüro mit der Umsetzung des Ergebnisses der 
Kinderbeteiligung gemäß der Leistungsphasen 1 - 6 sowie 8 und 9 der HOAI zu 
beauftragen. Die Beauftragung hat nach Zustimmung des Jugendamtes rechtzeitig 
zu erfolgen, so dass das Landschaftsarchitekturbüro bereits an der Kinderbeteiligung 



20 
 

vor Ort teilnehmen kann. 
Die aus der Kinderbeteiligung resultierende Planung ist fortlaufend mit dem 
Jugendamt der Stadt abzustimmen. Dabei gilt der in Abs. 2 vereinbarte 
Kostenrahmen für die Herrichtung, Gestaltung und Ausstattung ab Planum als 
Obergrenze für die Umsetzung des Ergebnisses der Kinderbeteiligung. 

� Die Pläne sind der Stadt in zweifacher Ausfertigung und einmal auf elektronischem 
Datenträger (im GIS Shape-Format (alternativ Dxf-Format) und Adobe Acrobate-
PDF-Format) zur Genehmigung vorzulegen. Ein Exemplar und der Datenträger sind 
zum Verbleib bei der Stadt bestimmt. 

� Die Planung muss abschließend von folgenden Dienststellen der Stadt genehmigt 
werden: Jugendamt (Büro für Kinderinteressen / Spielraumplanung, Spielplätze 
((BfK)), Umweltamt (Untere Bodenschutzbehörde) und Tiefbauamt (66/Stadtgrün 
und 66/6 - Grün-Ost -). 

� Nach Abschluss der Spielflächenentwurfsplanbearbeitung und erfolgter 
Genehmigung der Planvorlagen sind dem Jugendamt von der Vorhabenträgerin zur 
verwaltungsinternen Verwendung Ablichtungen der Entwurfsplanvorlagen in 
erforderlicher Anzahl auf Anforderung zur Verfügung zu stellen. Das Jugendamt 
ermittelt die genaue Anzahl der erforderlichen Einzelablichtungen der genehmigten 
Planvorlagen und teilt dieses Ergebnis der Vorhabenträgerin schriftlich mit. 

 
(5) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die Auftragsausschreibung für die Herstellung 

der beiden Spielflächen durch das Vergabe- und Beschaffungszentrum der Stadt gemäß 
nachfolgend beschriebenem Verfahren und unter Einhaltung nachfolgend angeführter 
Anforderungen durchführen zu lassen. 
� Bei der Erstellung der Ausschreibungsunterlagen und der Beauftragung und 

Ausführung der Leistungen sind durch die Vorhabenträgerin und ihre 
Auftragnehmer die einschlägigen Richtlinie, Regelwerke, die aktuellen Standard-
Leistungsverzeichnisse und Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen (ZTV) 
sowie weitere Standardformulare der Stadt, die FFL-Empfehlungen für 
Baumpflanzungen (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau 
e. V.) sowie die Vorschriften der VOB, Teile A, B und C, in der zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses geltenden Fassung anzuwenden. 

� Für die Spielgeräte ist ein Leistungsverzeichnis in Form einer 
Funktionalausschreibung erforderlich. 

� Die Leistungsbeschreibungen sowie etwaige Besondere Vertragsbedingungen der 
Vorhabenträgerin sind mindestens einen Monat vor dem beabsichtigten Versand der 
Vergabeunterlagen der Stadt (Jugendamt, Tiefbauamt, Umweltamt) zur Prüfung und 
Genehmigung vorzulegen. Soweit die Unterlagen nach Auffassung der Stadt nicht 
genehmigungsfähig sind, hat die Vorhabenträgerin diese entsprechend den 
Vorgaben zu überarbeiten und erneut vorzulegen. Für eventuelle zeitliche 
Verzögerungen übernimmt die Stadt keine Verantwortung. Eine Teilung der 
Leistungen in mehrere Ausschreibungen ist nur im Rahmen der Vorschriften der 
VOB, Teil A, gestattet und bedarf der Zustimmung der Stadt. 

� Nach Freigabe der Leistungsbeschreibungen, -verzeichnisse und sonstigen 
Unterlagen werden diese vom Jugendamt der Stadt an das Vergabe- und 
Beschaffungszentrum übergeben, damit von dort das Vergabeverfahren eingeleitet 
werden kann. 

� Das Vergabe- und Beschaffungszentrum stimmt sich nach Erhalt der Unterlagen mit 
der Vorhabenträgerin sowie dem Jugendamt der Stadt über die Terminplanung des 
Vergabeverfahrens und die bei freihändigen Vergaben und beschränkten 
Ausschreibungen anzuschreibenden Bieter ab. 
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� Die technische Wertung von Nebenangeboten erfolgt unter Einbeziehung der 
Vorhabenträgerin, durch das Jugendamt und das Tiefbauamt (66/Stadtgrün). 

� Das Vergabe- und Beschaffungszentrum erstellt den Vergabevermerk inklusive 
Vergabevorschlag. Die Genehmigung zur Auftragserteilung erfolgt schriftlich und 
innerhalb von 4 Wochen durch das Jugendamt. 

 
(6) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich zur Auftragserteilung gemäß Genehmigung 

durch die Stadt spätestens einen Monat nach erfolgter Genehmigung. Der Baubeginn 
der Maßnahme hat spätestens zwei Monate nach erfolgter Genehmigung durch die Stadt 
zu erfolgen, sofern das Jugendamt der Stadt einem späteren Zeitpunkt nicht schriftlich 
zustimmt. 

 
(7) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die als Voraussetzung für die Nutzung als 

Spielflächen erforderlichen Bodensanierungsmaßnahmen gemäß dem mit 
Nebenbestimmungen am 11.10.2017 für verbindlich erklärten Sanierungsplan auf 
eigene Kosten und nach vorheriger einvernehmlicher Abstimmung mit dem Umweltamt 
(Untere Bodenschutzbehörde) der Stadt rechtzeitig durchzuführen, so dass es hierdurch 
zu keinen Verzögerungen bei der Herstellung der Spielflächen kommt. 
 

(8) Die beiden Kinderspielflächen sind nach ihrer Fertigstellung vom Jugendamt und 
Tiefbauamt (66/Stadtgrün und 66/6 - Grün-Ost -) der Stadt im Falle der Mängelfreiheit 
binnen von vier Wochen abzunehmen und zu übernehmen. Die Vorhabenträgerin 
verpflichtet sich zu einer Beseitigung der schriftlich anzuzeigenden Mängel im Falle 
einer Beanstandung. 
 

(9) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die Fertigstellungs- und Entwicklungspflege der 
Bepflanzungen der beiden Kinderspielflächen gemäß den Ausführungsgrundsätzen der 
"Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbeiträgen" der Stadt Dortmund auf eigene 
Kosten auszuführen. Der Zeitraum für die Fertigstellungs- und Entwicklungspflege 
bemisst sich wie folgt: die Fertigstellungspflege beginnt nach Abschluss der 
Pflanzarbeiten und dauert bei einer Frühjahrspflanzung bis zum Ende des Jahres, bei 
einer Herbstpflanzung bis zum Ende des darauffolgenden Jahres; die 
Entwicklungspflege dauert zwei Jahre ab Ende der Fertigstellungspflege. 

 
(10) Die als öffentliche Grünflächen „Spielplatz“ im Bebauungsplan In O 225 festgesetzten 

Grundstücke befinden sich im Eigentum der Vorhabenträgerin. 
Die Vorhabenträgerin und die Stadt sind sich darüber einig, dass die beiden 
Kinderspielflächen der Stadt nach Herstellung und Abnahme durch die Stadt kosten- 
und lastenfrei durch die Vorhabenträgerin übertragen werden. Die weiteren 
diesbezüglichen Regelungen beabsichtigten die Vorhabenträgerin und die Stadt im 
Rahmen eines Grundstücksübertragungsvertrages zu vereinbaren. 

 
 

§ 15 
Tageseinrichtung für Kinder 

 
(1) Die Realisierung des im Rahmen des Bebauungsplanes In O 225 geplanten 

Wohnquartiers führt zu einem erheblichen zusätzlichen Bedarf an 
Kinderbetreuungsangeboten, der nicht im Rahmen der bestehenden Einrichtungen 
gedeckt werden kann. Der Bedarfsplanung des Jugendamtes der Stadt zufolge ist die 
Errichtung einer sechsgruppigen Tageseinrichtung für Kinder (TEK) im Plangebiet 
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erforderlich. Die Vorhabenträgerin beabsichtigt, ein mehrgeschossiges und 
gemischtgenutztes Gebäude mit einer sechsgruppigen TEK in dem im Bebauungsplan 
festgesetzten östlichsten Baufenster im Teilbaugebiet MI1 westlich des Baugebietes 
WA5 zu errichten (siehe Anlage 17). Der Bebauungsplan In O 225 umfasst in diesem 
Bereich auch eine nachrichtliche Kennzeichnung der erforderlichen Außenspielfläche. 

 
(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, in dem in Absatz (1) benannten Bereich des 

Bebauungsplangebietes eine sechsgruppige TEK für insgesamt 105 Kinder mit 
Außengelände nach den Empfehlungen zum Raumprogramm für Tageseinrichtungen 
für Kinder des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe/Landesjugendamt auf eigene 
Kosten zu bauen und für den gesetzlich begrenzten Mietzins an den vom Jugendamt 
ermittelten Träger der Jugendhilfe zu vermieten. Der Mietzins richtet sich nach der bei 
der Vermietung gültigen Fassung der Durchführungsverordnung des 
Kinderbildungsgesetzes (DVO KiBiz) bzw. der dann geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen. Die sechsgruppige TEK hat voraussichtlich die folgende 
Gruppenstruktur: 
- 2 Gruppen des Gruppentyps I (8 - 12 Kinder im Alter von zwei bis unter drei Jahren 
  und 28 - 32 Kinder im Alter von drei Jahren bis zum Schuleintritt), 
- 2 Gruppen des Gruppentyps II (20 Kinder im Alter von 4 Monaten 
  bis unter drei Jahren), 
- 2 Gruppen des Gruppentyps III (45 Kinder im Alter von drei Jahren 
  bis zum Schuleintritt). 

 
(3) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, sowohl die TEK wie auch die kind- und 

spielgerechte Gestaltung des Außengeländes mit der folgenden Erstausstattung auf 
eigene Kosten vorzunehmen: 
- befestigte Flächen und Zuwegungen, 
- Terrassen und Terrassenzutritte, 
-  Einfriedungen des Grundstücks mit einer heimischen Hecke und einem  
  innenliegenden Zaun, 
- Rasenflächen, 
-  Sandmulden oder Sandkisten, 
-  ein Kombinationsspielgerät mit einer vorbereiteten Fläche mit Fallschutzzone, 
- ein begrünter Spielhügel, wenn das Grundstück es zulässt. 
 
Die eingebauten Geräte und Außenanlagen müssen den Anforderungen der Unfallkasse, 
der DIN EN 1176 entsprechen und vom TÜV abgenommen sein. 

 
(4) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die erforderlichen Baugenehmigungen und 

sonstigen öffentlich-rechtlichen Zustimmungen für die TEK unverzüglich, spätestens 
sechs Monate nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes In O 225 zu beantragen. Die 
Bauantragsunterlagen sind bis zum vorgenannten Zeitpunkt vollständig und prüffähig 
bei der Bauaufsichtsbehörde der Stadt einzureichen. Mit der Baumaßnahme ist 
spätestens sechs Monate nach Erteilung der Baugenehmigung und der 
Inaussichtstellung der Betriebserlaubnis durch das Landesjugendamt zu beginnen, nicht 
jedoch vor Abschluss der Arbeiten zur Umsetzung des Sanierungsplanes 
(Flächenherrichtung) auf dem Grundstück der TEK und der Erschließungsarbeiten 
(Kanal und Straßenbau – hier 1. Ausbaustraße Baustraße) zur Erschließung des 
Grundstückes der TEK. Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die zur Erschließung 
des TEK-Grundstückes erforderlichen Erschließungsarbeiten und die 
Sanierungsarbeiten auf dem TEK-Grundstück ohne schuldhafte Verzögerung 
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durchzuführen und bis spätestens acht Monate nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
In O 225 abzuschließen. 
Als Beginn der Baumaßnahmen werden das Aufstellen eines Bauschildes und 
Erdarbeiten definiert. Die TEK mit den Außenanlagen muss spätestens 18 Monate nach 
Beginn der Baumaßnahmen fertig gestellt sein. Die Baumaßnahme gilt mit dem Tag der 
bauordnungsrechtlichen mängelfreien Abnahme als fertig gestellt. 
 

(5) Der Vorhabenträgerin ist bekannt, dass der anerkannte und geeignete Träger der 
Jugendhilfe, der die zu bauende TEK betreiben wird, vor Baubeginn eine 
Inaussichtstellung einer Betriebserlaubnis durch den Landschaftsverband Westfalen-
Lippe/ Landesjugendamt für die Bauplanung der TEK und des Außenbereichs eingeholt 
haben muss, um die Förderschädlichkeit des Betriebs zu vermeiden. Die 
Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die terminliche Abstimmung mit dem Träger der 
freien Jugendhilfe eigenverantwortlich vorzunehmen. 

 
(6) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die architektonische Entwurfsplanung zur 

Tageseinrichtung für Kinder frühzeitig mit dem Jugendamt der Stadt einvernehmlich 
abzustimmen und dem Gestaltungsbeirat der Stadt zur Beratung vorzulegen, so dass es 
hierdurch zu keinen Verzögerungen bei der Errichtung der Kindertageseinrichtung 
kommt. Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, etwaige Empfehlungen des 
Gestaltungsbeirates zur Überarbeitung der Entwurfsplanung umzusetzen. 

 
(7) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die als Voraussetzung für die Nutzung als 

Kindertageseinrichtung mit Außenspielfläche erforderlichen 
Bodensanierungsmaßnahmen gemäß dem mit Nebenbestimmungen am 11.10.2017 für 
verbindlich erklärten Sanierungsplan auf eigene Kosten und nach vorheriger 
einvernehmlicher Abstimmung mit dem Umweltamt (Untere Bodenschutzbehörde) 
rechtzeitig durchzuführen, so dass es hierdurch zu keinen Verzögerungen bei der 
Errichtung der Kindertageseinrichtung kommt. 

 
(8) Die Vorhabenträgerin geht die Verpflichtung zur Errichtung der Tageseinrichtung für 

Kinder auf eigene Kosten in Kenntnis der Eigenschaften des Baugrundes sowie der 
gemäß Sanierungsplan erforderlichen Bodensanierungsmaßnahmen als erhöhte Kosten 
für die Erstellung der Kindertagesstätte sowie in Kenntnis der gesetzlich beschränkten 
Quadratmetermiete für die maximale förderfähige Mietfläche nach dem 
Kinderbildungsgesetz (DVO KiBiz) und der zu erfüllenden Anforderungen an die 
Gestaltung und Ausstattung von Kindertagesstätten ein. Die Vorhabenträgerin 
versichert, in Kenntnis dieser Kostenfaktoren die Wirtschaftlichkeit der Errichtung und 
des Betriebes der Tageseinrichtung für Kinder mit positivem Ergebnis geprüft zu haben. 
 

(9) Im Falle des schuldhaften Verstoßes gegen die in § 15 festgelegten Pflichten der 
Vorhabenträgerin schuldet die Vorhabenträgerin der Stadt eine Vertragsstrafe in Höhe 
von 366.000 € brutto. Die Höhe der Vertragsstrafe e ntspricht einem Anteil von 10 % an 
den überschlägig berechneten Baukosten für eine sechsgruppige Tageseinrichtung für 
Kinder. Ein schuldhafter Verstoß bestünde auch darin, dass seitens der 
Vorhabenträgerin zu einem späteren Zeitpunkt die Errichtung und der dauerhafte 
Betrieb der Tageseinrichtung für Kinder mit Verweis auf die in voranstehendem Absatz 
genannten Kostenfaktoren als unwirtschaftlich und nicht finanzierbar abgelehnt würde. 
Im Falle der nicht rechtzeitigen Beantragung der Baugenehmigung und sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Zustimmungen mit vollständigen und prüffähigen 
Bauantragsunterlagen oder des nicht rechtzeitigen Baubeginns wird die Vertragsstrafe 
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erst erhoben, wenn zuvor durch die Stadt eine vierwöchige Frist gesetzt worden ist und 
die Vorhabenträgerin dennoch gegen diese Pflichten verstößt. 

 
 

§ 16 
Sicherung architektonischer Qualitäten 

 
(1) Städtebauliches Ziel der Stadt ist eine Umsetzung des im Bebauungsplan In O 225 

geplanten neuen Wohnquartiers durch städtebaulich und architektonisch qualitätvolle 
Bebauungskonzepte und Einzelbauten. Daher wird deren frühzeitige Abstimmung 
zwischen der Vorhabenträgerin bzw. ihren Rechtsnachfolgern und der Stadt als wichtig 
erachtet. Diese einvernehmliche Abstimmung soll grundsätzlich sämtliche Bauvorhaben 
umfassen. Eine besondere Bedeutung wird dabei der Abstimmung von Bauvorhaben 
beigemessen, die aufgrund ihrer Größe oder ihrer Lage im Plangebiet das 
Erscheinungsbild des neuen Quartiers prägen können. Dies gilt insbesondere für die 
vorgesehenen Gebäude entlang der Planstraße A, die die Eingangssituation des neuen 
Quartiers prägen werden. Im unmittelbaren Umfeld des Wasserturms als Baudenkmal 
ist zudem der denkmalrechtliche Umgebungsschutz zu berücksichtigen. Eine 
ortsbildprägende Wirkung kann auch bei einer mehrfachen Errichtung von Bautypen 
von Einfamilienhäusern entstehen. Ansprechpartner der Stadt bezüglich der 
Abstimmung von Bauvorhaben ist der Geschäftsbereich „Städtebau / Bauleitplanung“ 
des Stadtplanungs- und Bauordnungsamtes. Eine darüber hinausgehende Beratung von 
Bauvorhaben wird zudem im Gestaltungsbeirat der Stadt vorgenommen. 

 
(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die städtebauliche und architektonische 

Gestaltung sämtlicher baulicher Anlagen mit der Stadt frühzeitig einvernehmlich 
abzustimmen. Hierzu zählen auch alle Einfamilienhaustypen, deren Realisierung im 
Plangebiet vorgesehen ist. Hierzu sind der Stadt die Entwürfe baulicher Anlagen vor 
Einreichung des jeweiligen Bauantrages zur Prüfung und Zustimmung vorzulegen. 
Hinsichtlich der architektonischen und städtebaulichen Qualitäten ist Einvernehmen 
zwischen der Vorhabenträgerin und der Stadt zu erzielen. 

 
(3) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, auf eigene Kosten für folgende Bauvorhaben 

bzw. Bauvorhaben in den nachfolgend benannten Bereichen des Plangebietes des 
Bebauungsplanes In O 225 eine Projektpräsentation und -beratung im Gestaltungsbeirat 
durchzuführen und Empfehlungen zur Überarbeitung der jeweiligen 
Vorhabengestaltung, die der Gestaltungsbeirat im Rahmen seiner Beratung formuliert, 
umzusetzen: 
� sämtliche Bauvorhaben entlang der im Bebauungsplan In O 225 festgesetzten 

Planstraße A (d.h. sämtliche Bauvorhaben in den Baugebieten MI, WA5, WA6), 
zuzüglich der am östlichen Ende der Planstraße A im Übergangsbereich zu den 
Planstraßen B und C im Baugebiet WA4 vorgesehenen Bauvorhaben (siehe Anlage 
18), 

� die Tageseinrichtung für Kinder, zu deren Errichtung sich die Vorhabenträgerin, im 
Rahmen dieses Vertrages verpflichtet (siehe Anlage 18), 

� sämtliche Bauvorhaben in dem Baugebiet WA2 (siehe Anlage 18), 
� sämtliche Bauvorhaben mit mehr als 5 Wohneinheiten, 
� sämtliche Bauvorhaben mit mehr als 1.500 qm Nutzfläche, die nicht zu 

Wohnzwecken genutzt werden soll. 
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(4) Die Stadt behält sich vor, über die in dem vorangehenden Absatz genannten zu 
bebauenden Bereiche hinaus im Einzelfall für Bauvorhaben eine Projektpräsentation 
und -beratung im Gestaltungsbeirat von der Vorhabenträgerin einzufordern. 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, auf eigene Kosten dieser Forderung 
nachzukommen und Empfehlungen zur Überarbeitung der jeweiligen 
Vorhabengestaltung, die der Gestaltungsbeirat im Rahmen seiner Beratung formuliert, 
umzusetzen. 

 
(5) Die Vorhabenträgerin und die Stadt sind sich darüber im klaren, dass der 

Gestaltungsbeirat der Stadt in der Regel alle zwei Monate tagt und die 
Entwurfsunterlagen von zu präsentierenden Bauvorhaben spätestens einen Monat vor 
der jeweiligen Beiratssitzung dem Geschäftsbereich „Städtebau / Bauleitplanung“ des 
Stadtplanungs- und Bauordnungsamtes vorliegen müssen. 

 
(6) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die Außenflächen im Baugebiet WA2 als 

Hofbereiche mit hoher Aufenthaltsqualität und hohem Grünflächenanteil sowie Baum- 
und Heckenpflanzungen zu gestalten. Die Hofbereiche sind dem zu diesem Vertrag 
gehörenden Außenanlagenplan (Anlage 19) entsprechend differenziert zu gestalten. 
Abweichungen von dem Außenanlagenplan sind einvernehmlich mit der Stadt 
abzustimmen. 

 
 

§ 17 
Energieeffizienz, Energiekonzept 

  
(1) Für Baugebiete mit mehr als 50 Wohneinheiten ist gemäß dem Beschluss des Rates der 

Stadt Dortmund vom 28.09.2006 ein Energieversorgungskonzept zu erarbeiten. 
Aufgrund der vorgesehenen baulichen Dichte eignet sich das Neubaugebiet 
„Kronprinzenviertel“ für eine Versorgung mit Fernwärme. Die Vorhabenträgerin hat 
mit dem Dortmunder Energieversorger DEW21 ein Versorgungskonzept erarbeitet und 
i.R. eines verbindlichen Wärmeliefervertrages vereinbart, das einen Anschluss an das 
von Wasserdampf auf Heißwasser umgestellte Fernwärmenetz (primäres 
Heißwassernetz) der DEW21 vorsieht. Die vermehrte Einbindung von Abwärme aus der 
Industrie trägt zu einer Reduzierung der CO2-Emissionen bei. 
 

(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die Versorgung sämtlicher im Plangebiet des 
Bebauungsplanes In O 225 zu errichtender Gebäude mit Fernwärme sicherzustellen, 
deren zertifizierter Primärenergiefaktor fp unter 0,6 liegt. 

 
(3) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich sicherzustellen, dass sämtliche von ihr oder ihren 

Rechtsnachfolgern im Plangebiet des Bebauungsplanes In O 225 zu errichtenden 
Gebäude an das Fernwärmenetz angeschlossen werden und ihre Wärmeversorgung über 
dieses beziehen. Die Vorhabenträgerin stellt die Weitergabe dieses Anschluss- und 
Benutzungszwanges an ihre Rechtsnachfolger über entsprechende Verpflichtungen in 
den Kaufverträgen mit diesen sicher. 
 

(4) Die Vorhabenträgerin sichert darüber hinaus zu, dass sie bei den einzelnen Bauherren 
dafür wirbt, dass auch ein möglichst hoher Anteil der Wohneinheiten mit einem 
Energieeffizienzstandard errichtet wird, der über die zum Zeitpunkt der 
Bauantragstellung gültige Energieeinsparverordnung (EnEV) hinausgeht, wie z.B. der 
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Standard des Dortmunder EnergiePlusHauses oder der Standard der Klima-
schutzsiedlungen NRW. Zukünftige gesetzliche Vorgaben der noch ausstehenden 
nationalen Umsetzung der EU-Gebäuderichtlinie (Hinweis: Anforderung „Niedrig-
energiehaus“ ab 2021 Pflicht) bleiben unberührt. 

 
(5) Die Vorhabenträgerin sichert darüber hinaus zu, weitere Maßnahmen zur Steigerung der 

Energieeffizienz auf der Quartiersebene im Plangebiet zu prüfen. 
Folgende Maßnahmenbereiche sind hier relevant: 
- Einbindung von Solarthermie in das Wärmenetz, 
- Mieterstrommodelle im geplanten Geschosswohnungsbau, 
- Auswahl eines geeigneten Teilbereiches für eine Klimaschutzsiedlung NRW, 
- Einbindung von Elektromobilität (Ladeinfrastruktur, car-sharing etc.), 
- Nutzung der Lärmschutzwand für aktive Solaranlagen. 

 
(6) Kommt die Vorhabenträgerin ihren Verpflichtungen gemäß der Absätze (1) - (3) nicht 

nach, hat sie eine Vertragsstrafe von 50.000 € an d ie Stadt zu leisten. Die Strafzahlung 
ist seitens der Stadt für Projekte des Klimaschutzes oder der Förderung 
energieeffizienten Bauens zu verwenden. 
 
 

§ 18 
Abstellflächen für Fahrräder und Mobilitätshilfen 

 
(1) Die Vorhabenträgerin beabsichtigt, bei der Planung und Realisierung der Bauvorhaben 

im Plangebiet des Bebauungsplanes In O 225 in Abhängigkeit von den vorgesehenen 
Nutzungen, z.B. insbesondere auch bei der Errichtung von Mehrfamilienhäusern, 
ausreichende Abstellgelegenheiten für Fahrräder und Mobilitätshilfen, z.B. Rollatoren, 
vorzusehen. Die Vorhabenträgerin bemüht sich dabei, Abstelleinrichtungen für 
Fahrräder und Mobilitätshilfen mit ebenerdigem Zugang und Stromlademöglichkeiten 
zu schaffen. 

 
(2) Darüber hinaus gehende gesetzliche Anforderungen bleiben von dieser 

Vertragsregelung unberührt. 
 
 

§ 19 
Allgemeine Kostentragung 

 
(1) Die Vorhabenträgerin trägt die Vermessungs-, Notar- und Grundbuchkosten sowie 

sonstige Kosten, die im Zusammenhang mit der Planung, der Realisierung und der 
Vorbereitung (z.B. Verträge) des Vorhabens entstehen. Soweit die Stadt bezüglich der 
vorstehenden Kosten selbst kostenpflichtig wird, stellt die Vorhabenträgerin die Stadt 
frei und übernimmt die Kosten. Sie sind auf Anforderung der Stadt innerhalb eines 
Monats zu entrichten. 
 

(2) Die Erhebung von Gebühren, Kosten und Beiträgen nach den einschlägigen 
Bestimmungen ist, soweit nicht in diesem Vertrag angesprochen, gesondert zu 
betrachten und im Rahmen des geltenden Rechts zu regeln. Anfallende 
Verwaltungsgebühren („Planungskosten“ gemäß Gebührensatzung der Stadt Dortmund) 
für die Aufstellung des Bebauungsplanes In O 225 - Kronprinzenviertel – werden (sind) 
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mit der gem. § 7 dieses Vertrages abzuschließenden Vereinbarung über die sog. „25%-
Regelung“ abgegolten.  
 

 
§ 20 

Sicherheitsleistungen 
 
(1)  Kommt die Vorhabenträgerin ihren Verpflichtungen gemäß der §§ 5, 7 und 14 dieses 

Vertrages nicht oder nicht rechtzeitig nach, so ist die Stadt berechtigt, die Erfüllung 
der Verpflichtungen der Vorhabenträgerin entweder selbst vorzunehmen oder durch 
Dritte vornehmen zu lassen. Dabei sind die beabsichtigten Maßnahmen anzukündigen. 
Als Sicherheit für die Vertragserfüllung hat die Vorhabenträgerin vor 
Schlussbekanntmachung des Bebauungsplanes In O 225 - Kronprinzenviertel - eine 
unbefristete selbstschuldnerische Bürgschaft eines deutschen Kreditinstitutes unter 
Verzicht auf das Recht der Einrede der Anfechtung, der Aufrechnung und der 
Vorausklage nach den §§ 770 und 771 BGB in Höhe der in den §§ 5, 7, 14 benannten 
Planungs-, Herstellungs-, / Investitionskosten von insgesamt 592.375 € (§ 5 Notzufahrt 
= 100.000 €, § 7 Fußgängerüberweg = 15.000 €, § 14 Kinderspielflächen = 477.375 €) 
beizubringen. 

 
(2) Der verbürgte Betrag vermindert sich auf Antrag der Vorhabenträgerin jeweils um die 

Kosten der durch sie oder den von ihr beauftragten General- oder Einzelunternehmer 
erbrachten und der Stadt Dortmund nachzuweisenden Leistungen, höchstens jedoch 
bis zur Höhe der noch auszuführenden Restarbeiten. Nach erfolgter Vorlage und 
Prüfung der Rechnungen für die Maßnahmen durch die jeweils zuständigen Fach- und 
Geschäftsbereiche der Stadt (Jugendamt, Tiefbauamt, Bauaufsicht) erfolgt die 
Verminderung der Bürgschaftssumme durch das Stadtplanungs- und Bauordnungsamt. 

 
(3)  Vor Rückgabe der Bürgschaftsurkunde ist eine Gewährleistungsbürgschaft in Höhe 

von 5 % der gesamten Herstellungskosten/Investitionskosten (d.h. 5 % von 592.375 € 
= 29.618,75 €) für die in diesem Vertrag angeführte n Maßnahmen zu hinterlegen. 

 
(4)  Mängel, die nach Abnahme der oben angeführten Maßnahme festgestellt werden, sind 

von der Vorhabenträgerin vor einer weiteren Verringerung der Bürgschaftssumme zu 
beseitigen. 

 
(5)  Der Stadt steht die Bürgschaft aus § 18 Abs. 1 für die gesamte Maßnahme bis zur Ab-

nahme durch die jeweils zuständigen Fachämter der Stadt zu. 
Die Gewährleistungsbürgschaft aus § 18 Abs. 3 steht der Stadt für die Dauer der Ge-
währleistungsfrist von 5 Jahren zu. 

 
 

§ 21 
Vorwegbindung des Rates der Stadt 

 
(1) Die Vorhabenträgerin ist sich darüber im klaren, dass dieser Vertrag keine Bindung 

des Rates der Stadt, seiner Ausschüsse und der Bezirksvertretungen bei ihren 
Entscheidungen und Abwägungen - speziell nach § 1 Abs. 7 BauGB - im Rahmen des 
Bauleitplanverfahrens bedeutet. 
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(2) Ein Anspruch auf Aufstellung eines Bauleitplans (oder einer sonstigen städtebaulichen 
Satzung) kann durch diesen Vertrag nicht begründet werden (vgl. § 1 Abs. 3 BauGB). 

 
(3) Eine Haftung der Stadt für etwaige Aufwendungen der Vorhabenträgerin, die diese im 

Hinblick auf die Festsetzungen des Bebauungsplans und den Vollzug dieses Vertrages 
tätigt, ist ausgeschlossen. 
 

(4) Überschreitungen der Zeit-Maßnahme-Planung der Vorhabenträgerin, die von 
städtischer Seite zu vertreten sind, führen nicht zu Schadensersatzansprüchen gegen 
die Stadt. 

 
 

§ 22 
Verwertung der Urheberrechte, Überlassung von Untersuchungen 

 
(1) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich gegenüber der Stadt, zukünftig in allen 

Verträgen mit Architektur-, Planungs- und Ingenieurbüros, die sich auf Planungs- und 
Gutachterleistungen für öffentliche oder künftig öffentliche Flächen beziehen, 
folgendes zu vereinbaren: 

 
„Die Stadt hat das Recht, die Unterlagen mit sämtlichen Voruntersuchungen der 
Architektur-, Planungs- und Ingenieurbüros für die erforderlichen Planungs- und 
Bauleistungen zum vorgesehenen Zweck der Bebauungsplanung und deren 
anschließender Realisierung zu nutzen und zu ändern. Die Architektur-, Planungs- und 
Ingenieurbüros und ihre Rechtsnachfolger sind gegenüber der Stadt verpflichtet, 
Abweichungen von den Unterlagen zu gestatten.  
Die Stadt wird ihr Nutzungsinteresse mit dem Bestandsinteresse des  
Urheberberechtigten abwägen und eine möglichst geringe Beeinträchtigung des 
urheberrechtlich geschützten Werkes anstreben. Dies gilt auch für das ausgeführte 
Werk. 

 
Vor einer wesentlichen Änderung oder Erweiterung der Planunterlagen und des 
ausgeführten Werkes sind die Architektur-, Planungs- und Ingenieurbüros von der 
Stadt, soweit zumutbar, zu hören. § 17 Urheberrechtsgesetz bleibt hiervon unberührt. 

 
Veröffentlichungen dürfen die Architektur-, Planungs- und Ingenieurbüros nur unter  
Namensangabe auch der Stadt vornehmen. Die Architektur-, Planungs- und 
Ingenieurbüros bedürfen zu Veröffentlichungen der Einwilligung der Stadt. Diese 
kann ihre Einwilligung nur aus wichtigen Gründen verweigern. 

 
Die vorgenannten Absätze gelten auch, wenn das Vertragsverhältnis zwischen der 
Vorhabenträgerin und den Architektur-, Planungs- und Ingenieurbüros, gleich aus 
welchem Grund, vorzeitig endet. Die Wahrnehmung der vorgenannten Rechte durch 
die Stadt sind mit den von der Vorhabenträgerin vereinbarten Honoraren abgegolten. 
Die Architektur-, Planungs- und Ingenieurbüros machen keine weiteren 
urheberrechtlichen Ansprüche gegenüber der Stadt mehr geltend.“ 
 

(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich gegenüber der Stadt, zukünftig in allen 
Verträgen mit Architektur-, Planungs- und Ingenieurbüros, die sich auf Planungs- und 
Gutachterleistungen für öffentliche oder künftig öffentliche Flächen beziehen, 
folgendes zu vereinbaren: 



29 
 

„Die Stadt hat das Recht, die Unterlagen mit sämtlichen Voruntersuchungen der 
Architektur-, Planungs- und Ingenieurbüros für die erforderlichen Planungs- und 
Bauleistungen zum vorgesehenen Zweck der Bebauungsplanung und deren 
anschließender Realisierung zu nutzen und zu ändern. Die Architektur-, Planungs- und 
Ingenieurbüros und ihre Rechtsnachfolger sind gegenüber der Stadt verpflichtet, 
Abweichungen von den Unterlagen zu gestatten.  
Die Stadt wird ihr Nutzungsinteresse mit dem Bestandsinteresse des  
Urheberberechtigten abwägen und eine möglichst geringe Beeinträchtigung des 
urheberrechtlich geschützten Werkes anstreben. Dies gilt auch für das ausgeführte 
Werk. 
 
Vor einer wesentlichen Änderung oder Erweiterung der Planunterlagen und des 
ausgeführten Werkes sind die Architektur-, Planungs- und Ingenieurbüros von der 
Stadt, soweit zumutbar, zu hören. § 14 Urheberrechtsgesetz bleibt hiervon unberührt. 
 
Veröffentlichungen dürfen die Architektur-, Planungs- und Ingenieurbüros nur unter  
Namensangabe auch der Stadt vornehmen. Die Architektur-, Planungs- und 
Ingenieurbüros bedürfen zu Veröffentlichungen der Einwilligung der Stadt. Diese 
kann ihre Einwilligung nur aus wichtigen Gründen verweigern. 
 
Die vorgenannten Absätze gelten auch, wenn das Vertragsverhältnis zwischen der 
Vorhabenträgerin und den Architektur-, Planungs- und Ingenieurbüros, gleich aus 
welchem Grund, vorzeitig endet. Die Wahrnehmung der vorgenannten Rechte durch 
die Stadt ist mit den von der Vorhabenträgerin vereinbarten Honoraren abgegolten. 
Die Architektur-, Planungs- und Ingenieurbüros machen keine weiteren 
urheberrechtlichen Ansprüche gegenüber der Stadt mehr geltend.“ 

 
(3) Die Vorhabenträgerin sichert der Stadt zu, dass diese die schutzrechtsfähigen Werke 

Dritter (z. B. Urheberrechte an Gutachten, Planungen, etc.) die die Vorhabenträgerin 
beauftragt hat und zum Zwecke der Bauleitplanung und des 
Baugenehmigungsverfahrens der Stadt überlässt, zu den vorgenannten Zwecken ohne 
die Verletzung gewerblicher Schutzrechte uneingeschränkt nutzen, verwerten und 
ändern kann. 
Soweit die Stadt für eine Verletzung solcher gewerblicher Schutzrechte von Dritten in 
Anspruch genommen wird, kann sie verlangen, dass die Vorhabenträgerin sie von 
dieser Inanspruchnahme freistellt. Die Stadt wird solche Ansprüche Dritter nicht 
anerkennen oder befriedigen, ohne der Vorhabenträgerin Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 
 
 

§ 23 
Rechtsnachfolge 

 
Die Vorhabenträgerin hat mit Zustimmung der Stadt das Recht, die sich aus diesem Vertrag 
ergebenden Verpflichtungen ganz oder teilweise auf Dritte zu übertragen. Die Zustimmung 
der Stadt zu dieser Übertragung wird von folgender Voraussetzung abhängig gemacht: 
� Zustimmung der Dritten zu diesem städtebaulichen Vertrag 
� Nachweis der finanziellen Leistungsfähigkeit des Dritten (Bankauskunft etc.) 
Dem Stadtplanungs- und Bauordnungsamt (Geschäftsbereich „Städtebau / Bauleitplanung“) 
sind die Übertragungsverträge zur Zustimmung vorzulegen. 
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Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich dabei, die sich aus diesem Vertrag ergebenden    
Verpflichtungen auf den oder die Rechtsnachfolger zu übertragen, mit der Maßgabe, diese in 
Fällen weiterer Rechtsnachfolgen entsprechend weiterzugeben. Über etwaige eigene 
Umstrukturierungsmaßnahmen informiert die Vorhabenträgerin die Stadt unverzüglich. 
Bis zur Übernahme der öffentlichen Flächen gemäß §§ 4 und 12 durch die Stadt Dortmund, 
haftet die Vorhabenträgerin für die Erfüllung des Vertrages neben dem etwaigen 
Vertragsübernehmer als Gesamtschuldnerin. Diese Regelung gilt entsprechend für die per 
Gestattungsvertrag zwischen der DB und Stadt Dortmund zur Verfügung gestellten Fläche 
zur Errichtung der Notzufahrt (s. § 5 dieses Vertrages). 
 
 

§ 24 
Wirksamkeit 

 
Die vertraglichen Regelungen stehen unter dem Vorbehalt, dass der Bebauungsplan In O 225 
- Kronprinzenviertel - rechtsverbindlich ist. 
 
 

§ 25 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages – insbesondere in Ermangelung der 
gesetzlich vorgeschriebenen Form – unwirksam sein, hat dies auf die Wirksamkeit der 
übrigen Vertragsbestimmungen keinen Einfluss. Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
anstelle solcher unwirksamen Bestimmungen neue wirksame Bestimmungen zu vereinbaren, 
die den unwirksamen Bestimmungen nach Sinn und Zweck möglichst nahe kommen. Dies gilt 
entsprechend im Falle einer Regelungslücke. 

 
 

§ 26 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Die in diesem Vertrag getroffenen Vereinbarungen gelten vorbehaltlich etwaiger 

Rechte Dritter. 
 
(2) Die Wirksamkeit des Vertrages ist nicht von der Vollständigkeit seiner Anlagen 

abhängig. 
 
(3) Soweit die Vorhabenträgerin und Investoren zur Erfüllung ihrer vertraglichen 

Verpflichtungen von der Stadt übermittelte personenbezogene Daten Dritter speichern 
oder sonst verarbeiten, verpflichten sich die Vorhabenträgerin und Investoren zur 
Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften des Landesdatenschutzgesetzes 
NRW. 

 Alle Informationen, Geschäftsvorgänge und Unterlagen, die der Vorhabenträgerin im 
Zusammenhang mit den vertraglichen Leistungen bekannt werden, unterliegen der 
Verschwiegenheitspflicht gegenüber Dritten, es sei denn die Stadt stimmt einer 
Veröffentlichung schriftlich zu. Diese Pflicht bleibt auch nach Beendigung des 
Vertrages bestehen.  

 Die Vorhabenträgerin legt ihren von diesem Vertrag betroffenen Mitarbeitern eine 
entsprechende Verpflichtung auf, soweit diese arbeitsrechtlich noch nicht bestehen 
sollte. 
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(4) Änderungen, Ergänzungen und die Aufhebung des Vertrages bedürfen zu ihrer 

Wirksamkeit der Schriftform, soweit nicht das Gesetz ein weiter gehendes Form-
erfordernis enthält. Dies gilt auch für die Aufhebung dieser Schriftformklausel. 
Mündliche Nebenabreden bestehen daneben zwischen den Parteien nicht.  

 
(5) Bezüglich der vereinbarten Verpflichtungen ist der Gerichtsstand Dortmund. 

Erfüllungsort für die vertraglichen Leistungen ist Dortmund. 
 
(6) Der Vertrag wird nebst Anlagen dreifach ausgefertigt. Jede Vertragspartei erhält eine 

Ausfertigung des Vertrages nebst Anlagen.  
 
(7) Die Anlagen sind integraler Bestandteil dieses Vertrages. 
 
(8) Die Wirksamkeit dieses Vertrages ist von der Genehmigung des Rates der Stadt 

Dortmund abhängig. 
 
 
 
 
 
 
 
Dortmund, den ___.___.2018 Dortmund, den ___.___.2018 
 
Für die Vorhabenträgerin      Für die Stadt Dortmund 
beta Eigenheim- und Grundstücks- 
Verwertungsgesellschaft mbH     
In Vertretung         
  
 
 
___________       _____________ 
Herr Dirk Salewski Herr Ludger Wilde 
Geschäftsführer      Stadtrat 
 



III

Schule

I

IV

I

IV

IV

III

III

III

I

I

I

I

I

III

IV

I

I

I

IV

I

II

I

I

I

I

I

I

IV

II

III

F

I

F
II

-I

IV

III / -I

II

II

III / -I

I F

IF

IV

III

I P

III

IV

III

III

III

II

IV

II

III

III

III

II

I F

IV

II

III

III

III

I

IV

III

IV

II

III

II

IVF
III

IV

IV

IV

S

III

III

III

III

III

IF

53

21

43

139

14

40

23

56

62

78

60

26

10

20

54 a

14

62

54

3

31

97

1

74

19

30

25

2

4

105

65

33

133

26

60

72

30

49

7

69

27

39

5

51

33

132

11

72

43

46

33

25

9

149

64

145

29

5

47

12

66

25

7

10 a

59

55

29

68

65

52

22

11

53

35

33

35

50

58 c

56

12

17

49

137

58 a

51

30

15

34

103

17

41

18

5
6

152

37

6

16 48

47

1

31

30

37

147

57

13

34

104

9

159

161

131

14

19

7

55

30

121

69

28

2

28

37

158

10

36

34

28

24

26

119

21

63

57

7

32

143

1

68

51

67

80

16

101

61

47

16

36

26

15

43

34

18

150

52

128

153

55

9

47

27

140

12

12

31

6

33

141

17

36

59

56

73

12

37

60

13

129

37

27 b

22
20

10

11

15

13

24

15

61

61

42
 a

44

36

157

58

13

20

35

32

29

35

42

26

42

9

155

1

67

28

100
102

44

57

148

35

7

127

14

99

63

21

62

59

91

95

8

9

134

29

58

41

27

60
 g

44

7

25

33

96

39

45

54

52

61

32

55

38

151

5

8

32

24

50

40

8

70

48

27

26

43 a

43

66

52

19

42

138

47

42

98

23

60

56
76

50

39

11

2

40

3

4535
46

54

89

94

93

67

64

38

39

11

45

58

16

45

107

41

9 a

8

106

41

125

44

3

16

48

28

59

46

58

68

39

24

32

50

13

22

71 a

20

130

46

45

534

49

136

48

30

34

5

32 a

4
18

27 a

71

109

82

37

31

123

135

31 a 31 b

55
57

59
61

63

16
3

(6) (9)

(3
1)

(1)

K
 17

Prinz-Friedrich-Karl-Straße

337

498523

613

380

45

457

513

358

421

736

343

522

288

517

382

446

338

503

636

722

2

426

524

544

332

373

724

793
684

482

486

79

676

177

545

721

620

737

525

794

381

493

752

348

340

508

507

43

494

520

532

518

346

383

500

488

406

495

614

480

347

396

424

685

760

341

339

526

357

63

345

475

607

442

598

489

761

351

602

304

646

681176

116

354

630

538

609

416

472

14

603

641

440

43

558

621

599

725

561

499

513

496

566

407

353

56

568

537

408

499

749

81

49

530

519

498

53

795

440

559

64

387

58

355

415

563

15

443

466

402

347

636

464

548

422

688

471

594

113

115

497

428

589

723

377

542

356

125

50

551

474

376

338

511

469

543

41

546

746

540

51

531

325

358

50

504

350

411

420

615

391

444

796

413

782

489

67

689

403

753

509

334

59

68

675

683

389

534

624

642

596

378

504

451

593

588

600

61

586

575

39

608

587

441

564

346

555

55

118

547

647

785

751

743

126

447

48

612

445

490

491

627

419

505

554

478

434

732

441

507

481

290

412

510

124

553

339

574

398

635

61642

367

425

396

385

608

305

684

541

527

120

479

597

539

70

467

430

556

628

374

544

485

601

484

414

404

65

395

552

379

393

410

117

514

744

565

483

397

572

549

54

435

366

632

65

611

340

66

560

562

66

371

427

418

386

501

571

52

454

534

429

62

482

405

573

40

536

465

349

57

34

417

453

525

592

487

607

606

115

46

625

524

455

442

344

605

394

355

502

740

555

44

463

682

496

554

44

747

533

47

735

686

750

569

512

610

487

401

452

374

530

49

572

60

687

365

557

492

550

391

503

449

506

604

409

590

359

352

784

472

45

528

27

437

776

529

370

592

479

754

342

515

123

588

506

237

127

291

360

448

535

742

595

491

527

341

388

509

390

783

450

593

372

739

570

375

526

567

591

394

395

396

397

398

399

654

656

405

658

406

661

407

806

667

670

Heiliger W
eg

K 17

Kronprinzenstraße

Kronprinzenstraße

Kronprinzenstraße

Löwenstraße

Dreihüttenstraße

Düsseldorfer Straße Von-der-Goltz-Straße

Im Grubenfeld

Goebenstraße

Ernst-Mehlich-Straße

Hohenzollernstraße

Im Defdahl

Korn
eliu

sst
raß

e

Bismarckstraße

Moltkestraße

Schö
nha

use
r S

traß
e

Prinz-Friedrich-Karl-Straße
Prinz-Friedrich-Karl-Straße

Kleine Löwenstraße

Städtebaulicher Vertrag Bebauungsplan In O 225 - Kronprinzenviertel -
Anlage 1: Lageplan mit Vertragsgebiet und Eintragung der Flächenanteile der Vorhabenträgerin (M 1 : 1.000)

Stadt Dortmund
Stadtplanungs- und
Bauordnungsamt

Anlage 1



R
am

pe

5

6

3

5

3

5

4

3

3

5

4

2

Ostfriedhof

Großmarkt
Lagerplatz

(2)

(2)

(1)

(1)

(1)

(1)

(3)

(1
)

(1)

Terrasse

Terrasse

R
am

pe

Rampe

KD 98.50
KD 98.07

KD 98.83

KD 99.14

KD 99.17

KD 102.19

KD 102.57

KD 102.62

KD 103.30 KD 103.55

KD 103.66

UK Kabelkanal

Kante UK Kabelkanal

104.98

105.65

105.14

99.05

105.10

105.14

103.46

102.81102.90

102.55

98.94

105.13

101.58

102.13

104.66
102.00

104.57

105.22

101.68

104.92

102.74

105.25

101.00

100.82

104.69

100.77 100.38

100.72100.72
100.52

99.98

104.49
104.37

104.42

104.52
104.70

104.26

104.62
102.83

102.52
100.78

100.84104.75
105.05

105.05

104.98

104.73

101.27
100.89

100.70

99.51

101.40

101.50

100.30

100.25

GMü
GMü

GMü

GMü

GMü

GMü

GMü GMü

GMü

 

 

Zufahrt

Tankstelle

Parkstreifen

Parkstreifen

III

Schule

I

IV

I

IV

IV

III

III

III

I

I

I

I

I

III

IV

I

I

I

IV

I

II

I

I

I

I

I

I

IV

II

III

F

I

F
II

-I

IV

III / -I

II

II

III / -I

I F

IF

IV

III

I P

III

IV

III

III

III

II

IV

II

III

III

III

II

I F

IV

II

III

III

III

I

IV

III

IV

II

III

II

IVF
III

IV

IV

IV

S

III

III

III

III

III

IF

53

21

43

139

14

40

23

56

62

78

60

26

10

20

54 a

14

62

54

3

31

97

1

74

19

30

25

2

4

105

65

33

133

26

60

72

30

49

7

69

27

39

5

51

33

132

11

72

43

46

33

25

9

149

64

145

29

5

47

12

66

25

7

10 a

59

55

29

68

65

52

22

11

53

35

33

35

50

58 c

56

12

17

49

137

58 a

51

30

15

34

103

17

41

18

5
6

152

37

6

16 48

47

1

31

30

37

147

57

13

34

104

9

159

161

131

14

19

7

55

30

121

69

28

2

28

37

158

10

36

34

28

24

26

119

21

63

57

7

32

143

1

68

51

67

80

16

101

61

47

16

36

26

15

43

34

18

150

52

128

153

55

9

47

27

140

12

12

31

6

33

141

17

36

59

56

73

12

37

60

13

129

37

27 b

22
20

10

11

15

13

24

15

61

61

42
 a

44

36

157

58

13

20

35

32

29

35

42

26

42

9

155

1

67

28

100
102

44

57

148

35

7

127

14

99

63

21

62

59

91

95

8

9

134

29

58

41

27

60
 g

44

7

25

33

96

39

45

54

52

61

32

55

38

151

5

8

32

24

50

40

8

70

48

27

26

43 a

43

66

52

19

42

138

47

42

98

23

60

56
76

50

39

11

2

40

3

4535
46

54

89

94

93

67

64

38

39

11

45

58

16

45

107

41

9 a

8

106

41

125

44

3

16

48

28

59

46

58

68

39

24

32

50

13

22

71 a

20

130

46

45

534

49

136

48

30

34

5

32 a

4
18

27 a

71

109

82

37

31

123

135

31 a 31 b

55
57

59
61

63

16
3

1

(1)

(7
)

(2
7)

(1
2)

(1)

(1)

(1)

(2)

(1)

(2
)

(1)

(1)

(2
4)

(2
)

(5)

(1)

(1)

(1)

(1)

(1)

(2)

(4)

(1)

(2)

(2)

(2
5)

(2)

(2)

(2
3)

(1)

(1)

(1)

(1)

(2)

(1)

(4)

(5)

(2
8)

(1)

(5)

(6)

(2
)

(4)

(1)

(1
)

(1)

(1)

(2)

(1)

(1)

(2)

(4)

(1)

(3
)

(3)

(1)

(1)

(1
)

(1)

(3)

(1)

(1)

(1)

(1
2)

(1)
(1)

(1)

(1)

(1)

(1)

(2
6)

(1)

(1)

(1)

(6)

(8
)

(14)

(1)

(1)

(1)

(2)

(1)
(1)

(2)

(1
)

(2)

(2
)

(1)

(1
)

(29)

(1)

(2)

(6
)

(1)

(18)

(3
)

(1)

(1)

(15)

(1)

(3)

(1
)

(1)

(1
)

(1)

(1)

(1)

(1
)

(2)

(1
)

(4
)

(1
)

(4
)

(1)

(1)

(3)

(2)

(4)

(94)

(1)

(1)

(10)

(5)

(1)

(2)

(1)

(1)

(9
)

(1)

(92)

(2
)

(3)

(2)

(1
9)

(1)

(1
)

(2
1)

(1)

(2)

(1)

(1)

(1
)

(1)

(1)

(1)

(3)

(1)

(1)

(4)

(1)

(2)

(3)

(1
)

(1)

(1)

(1)

(1
)

(4)

(3)

(2
)

(1)

(1
)

(1)

(5)

P14

(1)(2)

(1)

(1)

(P
3)

(4)

(2)

(2)

(3)

(1)

(1)

(1)

(1)

(1
3)

(3)

(1)

(6) (9)

(3
1)

(1)

337

498523

613

380

45

457

513

358

421

736

343

522

288

517

382

446

338

503

636

722

2

426

524

544

332

373

724

793
684

482

486

79

676

177

545

721

620

737

525

794

381

493

752

348

340

508

507

43

494

520

532

518

346

383

500

488

406

495

614

480

347

396

424

685

760

341

339

526

357

63

345

475

607

442

598

489

761

351

602

304

646

681176

116

354

630

538

609

416

472

14

603

641

440

43

558

621

599

725

561

499

513

496

566

407

353

56

568

537

408

499

749

81

49

530

519

498

53

795

440

559

64

387

58

355

415

563

15

443

466

402

347

636

464

548

422

688

471

594

113

115

497

428

589

723

377

542

356

125

50

551

474

376

338

511

469

543

41

546

746

540

51

531

325

358

50

504

350

411

420

615

391

444

796

413

782

489

67

689

403

753

509

334

59

68

675

683

389

534

624

642

596

378

504

451

593

588

600

61

586

575

39

608

587

441

564

346

555

55

118

547

647

785

751

743

126

447

48

612

445

490

491

627

419

505

554

478

434

732

441

507

481

290

412

510

124

553

339

574

398

635

61642

367

425

396

385

608

305

684

541

527

120

479

597

539

70

467

430

556

628

374

544

485

601

484

414

404

65

395

552

379

393

410

117

514

744

565

483

397

572

549

54

435

366

632

65

611

340

66

560

562

66

371

427

418

386

501

571

52

454

534

429

62

482

405

573

40

536

465

349

57

34

417

453

525

592

487

607

606

115

46

625

524

455

442

344

605

394

355

502

740

555

44

463

682

496

554

44

747

533

47

735

686

750

569

512

610

487

401

452

374

530

49

572

60

687

365

557

492

550

391

503

449

506

604

409

590

359

352

784

472

45

528

27

437

776

529

370

592

479

754

342

515

123

588

506

237

127

291

360

448

535

742

595

491

527

341

388

509

390

783

450

593

372

739

570

375

526

567

591

394

395

396

397

398

399

654

656

405

658

406

661

407

806

667

670

160

118

140

158

168

128

132

9

11
13

15

17

1921

23

25

27

29

31

33
35

37 39
41

43

45
4749

51

53
55 57

59
61

63

65

67
6971 73

75 77

7981

83

8587

89
91

93

95

97

Amberbaum
StU .4m
KrØ 4m

Amberbaum
StU 1.3m
KrØ 8m

99

101

103 105
107

109

111

125

113

115

117

121

135

123

127

131

137

139

143 145

147 149 151

153

155 157

159

161

169

10
12

14

16

18

20
22

24

26

28

30

32

34

36

38
40

42
44

4648
50

52

54

56

58

6062
64 66

68
70

72

74

76

78
80

82

84

86

88

9092

94

96

98

100

102
104

106
108

110

112

114

116

119

120

122

124 126

129

130

133

134
136 138

141

142
144

146
148

150

152

154

156

 

 

DB Masten
DB Masten

He
ilig

er
 W

eg

Düsseldorfer Straße

Im Grubenfeld

Mehrfamilienhäuser

Planstraße A

Planstraße C

Wasser-
turm

Erhalt der vorhandenen Vegetationsstrukturen

S-Bahn-Trasse

Planstraße B

31

59
,7

2

Doppelhäuser

Doppelhäuser

Rampe max. 6 %

99,05

105,0

Fu
ß-

 u
nd

 R
ad

we
g 3

 

Fu
ß-

 u
nd

 R
ad

we
g  

1

W
eg

 pr
iva

t

Kronprinzenstraße

Zufahrt Deutsche Bahn

Planstraße D

Spielplatz

Grünfläche 3.274 m²

Doppelhäuser

Wohnen am Park

Wohnen am Park

Planstraße E

6

r=8

r=8

r=8

r=8

r=8

r=8r=8

r=8

r=8

r=8

r=8

r=8

r=3 r=4,2

101,0

102,6

104,3

W
eg

 pr
iva

t

W
eg

 pr
iva

t

r=8

r=8

5,
5

Bewirtschaftungsweg Süd

r=8

Bewirtschaftungsweg Süd

Tor Bewirtschaftungsweg

Bewirtschaftungsweg Süd

Doppelhäuser

Zu-
fahrt

Zu-
fahrt

Zu-
fahrt W

eg
 pr

iva
t

W
eg

 pr
iva

t

W
eg

 pr
iva

t, 
TG

 Z
ufa

hr
t

W
eg

 pr
iva

t, 
TG

 Z
ufa

hr
t

Planstraße G

5,
5

7,
5

2
4

Planstraße F

3
2

5,
5

Fußweg

5,5

Notüberfahrt

Tor

r=8

11
,5

3,5

3,5

3,5

3

3,5

Zu-
fahrt

Zu-
fahrt

Zu-
fahrt

4,
2

3,5

keine Zu-/Ausfahrt

zulässig

Planstraße C

Platz
privat

3,5

6,5

K 17

Kronprinzenstraße

Kronprinzenstraße

Kronprinzenstraße

Dreihüttenstraße

Von-der-Goltz-Straße

Goebenstraße

Ernst-Mehlich-Straße

Hohenzollernstraße

Im Defdahl

Korn
eliu

sst
raß

e

Bismarckstraße

Moltkestraße

Schö
nha

use
r S

traß
e

Prinz-Friedrich-Karl-Straße
Prinz-Friedrich-Karl-Straße

Kleine Löwenstraße

Kita

3,
5

Doppelhäuser / Hausgruppe

Spiel- und Freiflächemindestens 1.500 m²

TG
 Z

ufa
hr

t

TG
 Z

ufa
hr

t

TG
 Z

ufa
hr

t

TG
 Z

ufa
hr

t

16

20

3

3,
1

Mehrfamilienhäuser

Bewirtschaftungsweg Süd

Schallschutzwandh = 16 m
(OK 122 m ü NHN)

Schallschutzwand h = 12,5 m (118,5 m ü NHN)

Schallschutzwandh = 16 m
(OK 122 m ü NHN)

Schallschutzwand h = 16 m
(OK 122 m ü NHN)

Schallschutzwandh = 16 m
(OK 122 m ü NHN)

Schallschutzwandh = 16 m
(OK 122 m ü NHN)

Spielplatz
629 m²

Schallschutzwandh = 16 m
(OK 122 m ü NHN)

12
,5

2
3,

5

3,
5

1,
5

8

8

25,24

Grünfläche 
Linden 586 m²2,

5

1,
5

Tor

1,
3

4,
5

5,
5

2,
5

r=8

Zufahrt privat
Feuerwehr etc.

1,5 6

r=8

3,5

3,
5

3,
5

2,
5

3,
5

2,
5

2

3,5

Fuß- und Radweg 2

3,
5

1,
5

3,5 3,5 2

5,53,5

3,
5

1,5
6

6

5,
5

Pl
an

str
aß

e E

gg
f.

 T
G

TG
  Z

ufa
hr

t

3,5

TG  Zufahrt

TG
  Z

ufa
hr

t

1,
5

TG  Zufahrt
TG  Zufahrt TG  Zufahrt

TG  Zufahrt

Bewirtschaftungsweg Nord

3

Mehrfamilienhaus

Me
hr

fam
ilie

nh
äu

se
r /

Ha
us

gr
up

pe
n

6

2,5

Fu
ßw

eg
 

Bewirtschaftungsweg Nord 
Tor

3,
5

3,
5

5,1

3

Mi
sc

hv
er

ke
hr

sfl
äc

he

geplante
Fußgängerampel
(nachrichtliche
Darstellung)

Hinweis: Vorläufige Planung
Konkretisierung  im Rahmen 
der Ausführungsplanung

Fläche Trafo

Zu
fah

rt

Erweiterungsfläche Planstraße A

5,
3

8

Fläche
Heizzentrale
/ Trafo

15

14

5

13

 III

 II + St

 II + St

 IV
 IV

IV

III+St

 IV
 IV

 IV

II

 II + St  II + St
 II + St

 III
 III  III

 II + St
 II + St

 II + St

 II +
 St

 II + St

II + St

II +
St

II + St

II + St

II + St

II + St

II + St

II + St
II + St

II + St

II + St

III+St

II +
St

II + St

 IV
+ St  IV

+ St  IV
+ St  IV

+ St  IV
+ St  IV

+ St  IV
+ St  IV

+ St  IV
+ St  IV

+ St  IV
+ St  IV

+ St

IV

V (oberstes VG mit
1 m Rücksprung)

HAUS B

HAUS A
+0,00 (104,20 m ü NHN)

+0,00 (104,20m ü.NN.) 

+0,00 (101,40 m
ü NHN) 

HAUS 2
B1

+0,00 (105,0 m ü NHN)

HAUS 1
A1

+0,00 (105,0 m ü NHN)

GOK 105,0 m ü NNgem Bplan

GOK 105,5

GOK 105,0

GOK 105,0 m
ü NN

HAUS C

+0,00 (105,50m ü.NN.)

Haus 3

Haus 4

A 3

B 3

GOK 105,5 m
ü NHN

 III + St  III + St

 III + St

 III + St

HAUS D

Zufahrt
TG

V (oberstes VG mit
1 m Rücksprung)

 III + St

 III + St

oberstes VG mit
1 m Rücksprung

IV (oberstes VG mit
1 m Rücksprung)

II

GH max.
118,6 m
ü. NHN

GH max.
117,4 m
ü. NHN

GH max.118,6 mü NHNFH
141,2 m 
ü. NHN

FH
116,2 m 
ü. NHN

FH
116,2 m 
ü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.
117,8 m
ü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.
118,6 m
ü. NHN

GH max.
118,6 m
ü. NHN

GH max.
118,6 m
ü. NHN

GH max.
118,6 m
ü. NHN

GH max.
118,6 m
ü. NHN

GH max.
117,4 m
ü. NHN GH max.

117,4 m
ü. NHN

GH max.117,4 mü. NHN

GH max.117,4 mü. NHN

GH max.117,4 mü. NHN

GH max.117,4 mü. NHN

GH max.117,4 mü. NHN

GH max.
117,4 m
ü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.115,6 mü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.118,6 mü NHN

GH max.117,4 mü. NHN

GH max.
115,6 m
ü. NHN

GH max.
121,6 m
ü. NHN

GH max.
121,6 m
ü. NHN

GH max.
121,6 m
ü. NHN

GH max.
121,6 m
ü. NHN

GH max.
121,6 m
ü. NHN

GH max.
121,6 m
ü. NHN

GH max.
121,6 m
ü. NHN

GH max.
121,6 m
ü. NHN

GH max.
121,6 m
ü. NHN

GH max.
121,6 m
ü. NHN

GH max.
121,6 m
ü. NHN GH max.

121,6 m
ü. NHN

GHmax. 113,2 m
ü NHN

GH max.
119 m 
ü NHN

GH max.
120 m 
 ü NHN

GH max.
117,3 m 
ü NHN GH max.

117,3 m 
ü NHN

GH max.
118,6 m
ü. NHN

GH max.
118,6 m
ü. NHN GH max.118,6 m

ü. NHN
GH max.118,6 m

ü. NHN

GH max.
117,3 m 
ü NHN GH max.

117,3 m 
ü NHN2

3 4

1

1 - 3

1

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14

Öffentliche Parkplätze (Planung):
Planstraße A wird nicht mitberechnet
Planstraße B: 31 P
Planstraße C: 28 P
Planstraße D: 4 P
Planstraße E: 31 P
Planstraße F: 20 P
Planstraße G: 15 P

Summe: 129 Parkplätze

5

3 - 5

6 - 8

9 - 11

12 - 14

15

17 - 19

20 - 22

23 - 25

26 - 28

29 - 31

5 - 7 8 - 10 11 12 - 14 26 - 28 29 - 31

4 - 6
7 - 8 9 - 11

13 - 14

15 - 18 19 - 21
22 - 24

25 - 28

7 8

9

6

10
12 13 1411

15

15 16 17 18 19 20

15 - 25

 16

32

1

2

12

2

3

4

1

2

3

4

Städtebaulicher Vertrag Bebauungsplan In O 225 - Kronprinzenviertel -
Anlage 2: Städtebaulicher Rahmenplan (M 1 : 1.000)
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Anlage 7: Lageplan zum Erschließungsvertrag (M 1 : 1.000)
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Anlage 9: Lageplan Stützwand mit neuem Gehweg südlich Planstraße A

Stadt Dortmund
Stadtplanungs- und
Bauordnungsamt

M 1 : 1.000

Anlage 9



















Städtebaulicher Vertrag Bebauungsplan In O 225 - Kronprinzenviertel - 

Anlage 12: Schnittzeichnung Lärmschutzbauwerk 
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